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1. Einleitung 

Verfügbare Ressourcen sind endlich. Kaum eine Tatsache hat solch weitreichende Auswirkun-

gen auf das menschliche Zusammenleben, wie diese. Aufgrund der Knappheit von Ressourcen 

arbeiten Menschen zusammen, um diese zu vermehren. Das Ringen um knappe Ressourcen 

führt jedoch ebenso zu Konflikten, deren Auswirkungen verheerende Dimensionen annehmen 

können. Der Ursprung dieser Konflikte liegt in der Frage, wie die knappen Ressourcen verteilt 

werden sollen. Diese Frage stellt sich selbst dann, wenn die verfügbare Menge an Ressourcen 

durch Kooperation steigt. Im Grunde ist die Logik jedes Verteilungsproblems simpel: Je größer 

der Anteil an einer knappen Ressource, den eine Person erhält, desto weniger erhält eine andere. 

Wenn jedoch jedes Individuum einen möglichst großen Anteil der Ressourcen erhalten möchte, 

entsteht ein Zielkonflikt. Wenn es in der Politik also um die Frage geht: ĂWer bekommt was, 

wann und wie?ñ (ĂWho Gets What, When, Howñ, Lasswell, 1936), dann geht es im Kern von 

politischen Entscheidungen um genau diese Verteilungskonflikte. 

Um die Verteilung der Ressourcen zu beeinflussen, bilden Individuen unter demokratischen 

Entscheidungsregeln Koalitionen.1 Eine Koalition ist in dieser Arbeit definiert als ein temporä-

rer Zusammenschluss mehrerer Individuen zur Durchsetzung bestimmter Ziele. Koalitionen 

werden unter anderem gebildet, um das notwendige Quorum zu erfüllen und trotz etwaiger 

Zielkonflikte demokratische Verteilungsentscheidungen treffen zu können. Die Koalitionsfor-

schung in der Neuen Politischen Ökonomie befasst sich vor allem mit zwei Fragen: Welche 

Koalitionen bilden sich (de Swaan, 1973; Schofield, 1995; Van Deemen, 1997; Van 

Roozendaal, 1992) und welche Verteilungsentscheidungen treffen die Koalitionen (Baron & 

Ferejohn, 1989; Gamson, 1961; Peleg, 1981)? Das Forschungsfeld bezieht sich hierbei insbe-

sondere auf Regierungskoalitionen, wobei Koalitionen im Grunde alle Sphären des sozialen 

Lebens durchdringen, sofern eine Entscheidung demokratischen Entscheidungsmechanismen 

zugrunde liegt (Gamson, 1961; Ray, 2007). 

Die spieltheoretischen Analysen und empirischen Tests der Koalitionsforschung gehen typi-

scherweise davon aus, dass Individuen versuchen in den Koalitionsverhandlungen ihren Nutzen 

zu maximieren. In den letzten drei Jahrzehnten hat sich der wissenschaftliche Kenntnisstand zu 

den Fragen, woraus Nutzen gezogen und wovon dieser beeinflusst wird, jedoch enorm weiter-

entwickelt (Cooper & Kagel, 2016; Konow & Schwettmann, 2016). Die Verhaltensökonomie, 

 
1  In dieser Arbeit spreche ich von Individuen, da diese in den Studien die Analyseeinheit bilden. Eine Koalition 

kann selbstverständlich auch aus einem Zusammenschluss von Parteien, Organisationen oder Staaten bestehen, 

welche selbst jeweils aus einem Zusammenschluss von Individuen bestehen. 
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die sich maßgeblich aufgrund von Fragen der Neuen Politischen Ökonomie entwickelt hat 

(Munger, 2015), greift psychologische (Kahneman & Tversky, 1979) und soziale Faktoren 

(Fehr & Fischbacher, 2004) auf und bettet diese innerhalb der Rational Choice Theorie ein, um 

akkuratere Erklärungsmodelle und bessere Verhaltensprognosen machen zu können. Die expe-

rimentellen Erkenntnisse der Verhaltensökonomie zeigen insbesondere, dass Verteilungsent-

scheidungen weitaus weniger egoistisch getroffen werden als in der klassischen Rational 

Choice Theorie vorhergesagt, selbst wenn strategische Motive ausgeschlossen werden können 

(Fehr & Fischbacher, 2003; Frohlich & Oppenheimer, 2006).  

Die Erforschung und spieltheoretische Modellierung von Präferenzen, die über das strikte  

Eigeninteresse hinaus gehen, fand weitgehend parallel zu den Weiterentwicklungen in der Ko-

alitionsforschung statt. Wenn Individuen in Koalitionsverhandlungen jedoch nicht nur eigenin-

teressiert, sondern auch prosozial motiviert sind, dann verändern sich die Voraussagen der Ver-

teilungsentscheidungen trotz gleicher institutioneller Rahmenbedingungen fundamental 

(Frohlich & Oppenheimer, 2007). Im Extremfall gibt es zwischen den koalierenden Individuen 

keinen Verteilungskonflikt. Der Einfluss von Prosozialität auf Mehrheitsentscheidungen wurde 

bisher nur bedingt untersucht (bspw. Sauermann & Kaiser, 2010). Im Kontext von Koalitions-

verhandlungen gibt es zwei entscheidende Fragen: Erstens, wie interagieren soziale Präferenzen 

verschiedener Individuen in Koalitionsverhandlungen und beeinflussen die gemeinsame Ver-

teilungsentscheidung? Zweitens, wie wirkt sich die Entscheidungsstruktur von Koalitionsver-

handlungen auf die Prosozialität von Individuen aus? Die Entscheidungsstruktur kann das pro-

soziale Verhalten auf mehreren Ebenen beeinflussen, wodurch geklärt werden muss, wie stark 

Prosozialität in Koalitionsverhandlungen ausgeprägt ist. Ziel dieser Arbeit ist es, einen Beitrag 

zu leisten diese Fragen zu beantworten. Dazu werden die zugrundeliegenden, theoretischen Zu-

sammenhänge auf einem abstrakten Niveau experimentell untersucht.  

Prosozialität in Koalitionsentscheidungen 

Ausgangspunkt dieser Arbeit bildet der Beitrag ökonomischer Theorien der Politikwissenschaft 

zur Koalitionsforschung (Humphreys, 2008; Linhart, 2013). Verteilungsentscheidungen von 

Koalitionen werden dabei als ein zentrales politisches Phänomen verstanden. Um diese und die 

diversen Motive der Individuen im vollen Umfang verstehen zu können, ist es jedoch notwen-

dig die interdisziplinären Erkenntnisse der Verhaltensforschung einzubeziehen. In der Rational 

Choice Theorie wird angenommen, dass Menschen in der Lage sind, die erwarteten Resultate 

unterschiedlicher Handlungsalternativen zu bewerten, in eine Präferenzordnung zu bringen und 

aus dem Aktionsraum jene Alternative zu wählen, die mit der höchsten Präferenz assoziiert ist. 
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Folgt das Verhalten dieser Logik, wird es als rational bezeichnet. Rationales Handeln muss 

jedoch nicht implizieren, dass Individuen stets versuchen, ihren materiellen Gewinn zu maxi-

mieren (Fehr & Gintis, 2007). 

Die Verhaltensforschung hat ökonomische, psychologische und soziale Einflussfaktoren iden-

tifiziert, welche das prosoziale Verhalten auf unterschiedlichen Ebenen beeinflussen (Gintis et 

al., 2005; Sabbagh, 2010). Diese werden hier im Rahmen des PES-(Psychological-Economic-

Social)-Ansatzes (Konana & Balasubramanian, 2005) analysiert. Sozialpsychologische Fakto-

ren beeinflussen den intrinsischen Nutzen, der aus der prosozialen Handlung gezogen wird. Aus 

einer ökonomischen Perspektive kann es rational sein, prosozial zu agieren oder zu kooperieren, 

um bspw. soziale Dilemmata (Olson, 1965) zu überwinden und den erwarteten Profit zu erhö-

hen. Auf der sozialen Ebene wird das prosoziale Verhalten hingegen durch die geltenden Ver-

teilungsnormen beeinflusst. Die Entscheidungsstruktur von Koalitionsverhandlungen beein-

flusst bestimmte Aspekte aller drei genannten Ebenen.  

Auf der sozialpsychologischen Ebene spielt in Koalitionsentscheidungen die wahrgenommene 

Verantwortung der Individuen eine entscheidende Rolle. In einer Koalition entscheiden per De-

finition mehrere Individuen über die Verteilung. Laut Theorie reduziert sich dadurch die wahr-

genommene Verantwortung der entscheidungstragenden Individuen für das Verteilungsergeb-

nis (El Zein et al., 2019). Das Verantwortungsbewusstsein hat wiederum einen Einfluss auf den 

intrinsischen Nutzen, der durch die prosoziale Handlung gezogen wird (Dana et al., 2007). Ex-

perimentelle Untersuchungen zeigen in Übereinstimmung mit den theoretischen Überlegungen, 

dass Kollektive egoistischere Entscheidungen treffen als Individuen (Charness & Sutter, 2012; 

Kugler et al., 2012). Zudem haben zu Beginn einer Koalitionsverhandlung auch die später aus-

geschlossenen Mitglieder der Gruppe, abhängig von ihrer initialen Verhandlungsmacht, ex ante 

die Möglichkeit, eine Mehrheit zu bilden. Diese Tatsache macht auch Gruppenmitglieder, die 

nicht Teil einer Koalition sind, für das Ergebnis potenziell mitverantwortlich und kann sich, 

abhängig vom Grad der initialen Verhandlungsmacht, ebenfalls auf die Prosozialität in Koali-

tionsentscheidungen auswirken (Wildschut et al., 2003). Unter der Entscheidungsstruktur einer 

Koalitionsverhandlung kann somit aufgrund der Verantwortungszuschreibungen erwartet wer-

den, dass prosoziale Verteilungsentscheidungen seltener zu beobachten sind, als wenn Indivi-

duen alleine entscheiden.  

Auf der ökonomischen Ebene geht es um den erwarteten Profit von Koalitionen. Koalitionen 

sind als temporärer Zusammenschluss von Individuen definiert, wodurch sich in einem wieder-
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holten Kontext ökonomische Konsequenzen aus der Stabilität einer Koalition ergeben. Vertei-

lungsentscheidungen einer Koalition sind dementsprechend von strategischen Überlegungen 

bezüglich der Stabilität beeinflusst. Ist eine Koalition instabil (McKelvey, 1976; Schofield, 

1978), können die langfristigen monetären Auswirkungen auf das Individuum nicht einge-

schätzt werden. In Abhängigkeit von den Erwartungen über das Verhalten anderer könnte je-

doch antizipiert werden, dass eine faire Verteilung der Ressourcen zu stabileren Koalitionen 

führt. Im Kontext eines wiederholten Gefangenendilemmas ist die Strategie, kooperativ zu han-

deln solange sich der Verhandlungspartner auch kooperativ verhält, eine der erfolgreichsten 

(Axelrod, 1984). Die Ausgangsbedingungen von Koalitionsverhandlungen sind zwar nicht i-

dent mit denen eines Gefangenendilemmas, wenn man die sogenannte āTit-for-tató-Strategie 

jedoch überträgt, dann können ökonomische Anreize auch das prosoziale Verhalten in kontinu-

ierlichen Koalitionsentscheidungen beeinflussen und zu faireren Verteilungen führen. 

Auf der sozialen Ebene beeinflussen Verteilungsnormen die Prosozialität in Koalitionsverhand-

lungen. Werden diese nicht befolgt, kann normverletzendes Verhalten durch Ausschluss aus 

der Koalition bestraft werden. Unklar ist zunächst, welche Verteilungsnormen Verteilungsent-

scheidungen in Koalitionsverhandlungen beeinflussen. Ohne weiteren Kontext wird das 

Gleichheitsprinzip als āDefault-Prinzipó angesehen (D. Miller, 1999). Dem Gleichheitsprinzip 

hat Rawls (1971) in der politischen Philosophie eine besondere normative Bedeutung gegeben. 

Er leitet unter der Annahme, die Beteiligten befänden sich hinter einem Schleier des Nicht-

Wissens, die Maxime ab, dass der Nutzen des schwächsten Mitglieds der Gesellschaft durch 

die Verteilung maximiert werden soll. Experimentelle Ergebnisse suggerieren jedoch, dass Ver-

suchspersonen hinter dem Schleier des Nicht-Wissens mehrheitlich eine Verteilung präferieren, 

die jedem Gruppenmitglied einen Mindestanteil der Ressourcen zuteilt und darüber hinaus 

möglichst effizient ist (Frohlich & Oppenheimer, 1992). Dieser Mindestanteil wurde ex post 

als Bedarf interpretiert (Brock, 2005, 2013). In weiterer Folge hat auch das Bedarfsprinzip in 

der Politikwissenschaft an normativer Bedeutung gewonnen und es wurde als primäres Vertei-

lungsprinzip vorgeschlagen, um die soziale Wohlfahrt und die Arbeit von Demokratien zu be-

werten (Oppenheimer & Frohlich, 2009). Theoretisch können sowohl Gleichheitsnorm als auch 

Bedarfsnorm die Verteilungsentscheidungen beeinflussen. Die relative Bedeutung in Koaliti-

onsverhandlungen kann somit getestet werden, sofern Bedarfe salient sind und den Individuen 

in der Gruppe klar zugeordnet werden können. 
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Forschungsfragen 

Das übergreifende Forschungsinteresse dieser Arbeit betrifft die Frage: Wie beeinflusst Proso-

zialität die Verteilung von Ressourcen in Koalitionsentscheidungen? Prosozialität wird als Ab-

weichung von den auf der Annahme des Eigeninteresses abgeleiteten spieltheoretischen Vor-

hersagen gemessen, wenn andere Erklärungsvariablen ausgeschlossen werden können. Ziel die-

ser Arbeit ist es folglich, den Zusammenhang zwischen prosozialem Verhalten, welches in in-

dividuellen Entscheidungen gemessen wird, und dem Verhalten in Koalitionsentscheidungen 

zu untersuchen. Dadurch sollen die speziellen Wirkungsmechanismen in Koalitionsverhand-

lungen identifiziert und systematisiert werden. Den Analyserahmen der Prosozialität bildet der 

PES-Rahmen, welcher zu folgenden drei untergeordneten Forschungsfragen führt: 

1. Psychologische Ebene: Wie wirkt sich die wahrgenommene Verantwortung auf die Ver-

teilungsentscheidungen von Koalitionen aus?  

2. Ökonomische Ebene: Wie wirken sich kontinuierliche Verhandlungen auf die Vertei-

lungsentscheidungen von Koalitionen aus?  

3. Soziale Ebene: Wie wirkt sich die in Konflikt stehende Bedarfsnorm und Gleichheitsnorm 

auf die Verteilungsentscheidungen von Koalitionen aus? 

Theoretischer Zugang 

Spieltheoretischer Bezugspunkt dieser Arbeit bildet die axiomatische Verhandlungslösung von 

Nash (1950, 1953), welche als eine der bedeutendsten der kooperativen Spieltheorie gilt. Von 

diesem Bezugspunkt aus wird Prosozialität gemessen und systematisiert. Auf deren Vorhersage 

aufbauend wird eine der prominentesten Formalisierungen sozialer Präferenzen, das Ungleich-

heitsaversionsmodell von Fehr und Schmidt (1999), integriert um die Koalitionsentscheidungen 

zu modellieren. Das hier etablierte Entscheidungsmodell kann in zwei Dimensionen variieren. 

Einerseits ist es flexibel in Bezug auf die Verhandlungsmacht der zwei Koalitionsmitglieder, 

welche als Parameter in Anlehnung an Braun und Gautschi (2006) in das Modell integriert sind. 

Das heißt, es kann jedem der zwei koalierenden Individuen ein konkreter Wert für die Verhand-

lungsmacht zugewiesen werden (bspw. Banzhaf, 1965; Gamson, 1961; Shapley & Shubik, 

1954). Andererseits erlaubt es Heterogenität in Bezug auf die Verteilungspräferenzen der Koa-

litionsmitglieder durch eine Integration von variablen Ungleichheitsparametern in die Nutzen-

funktion (Fehr & Schmidt, 1999). Dadurch kann eine Koalitionsentscheidung in Abhängigkeit 

von der Verhandlungsmacht und den sozialen Präferenzen vorausgesagt und die Interaktion 

zwischen sozialen Präferenzen und Verhandlungsmacht analysiert werden.  
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Das Modell bietet damit den theoretischen Bezugspunkt des Tests der untergeordneten Hypo-

thesen. Das Basismodell, welches von den weiteren Kontextfaktoren unabhängig ist, gibt dafür 

jeweils die Nullhypothese vor, während die Alternativhypothesen in der Begleitschrift im PES-

Rahmen abgeleitet und interpretiert werden. Erwartet wird, dass die psychologischen, ökono-

mischen und sozialen Moderatoren in Abhängigkeit von der spezifischen Entscheidungsstruk-

tur auf das prosoziale Verhalten in den Koalitionsverhandlungen einwirken und damit die Ver-

teilungsentscheidungen beeinflussen. Studien 1 und 2 fokussieren auf die psychologische, Stu-

die 3 auf die ökonomische und Studie 4 auf die soziale Ebene. 

Methodischer Zugang 

Die Beiträge folgen methodisch der experimentellen Forschungstradition zu Verhandlungen, 

Koalitionsbildung (Palfrey, 2016) und sozialen Präferenzen (Cooper & Kagel, 2016). Um die 

Komplexität der Verhandlungssituation zu Gunsten einer genauen Analyse möglichst gering zu 

halten, liegt der Fokus der experimentellen Untersuchungen auf Verteilungsentscheidungen in 

Dreiergruppen. In den Triaden müssen jeweils zwei der drei Mitglieder eine Koalition bilden, 

um mit einfacher Mehrheit zu entscheiden und die Ressourcen unter den Gruppenmitgliedern 

aufzuteilen. Um die kausalen Wirkweisen der einzelnen Mechanismen zu identifizieren, wer-

den die drei oben genannten Ebenen in einem eigenen experimentellen Design isoliert und die 

Forschungsfragen in vier Studien überprüft.  

Studie 1 vergleicht hierbei die individuelle Verteilungsentscheidungen mit Verteilungsent-

scheidungen einer vorbestimmten Koalition und analysiert deren Zusammenhang. Studie 2 un-

tersucht die Auswirkungen der Verhandlungsstruktur auf die Verhandlungsmacht und die Ver-

teilungsentscheidungen der Koalitionen. Studie 3 betrachtet die Verteilungsentscheidungen in 

kontinuierlichen Koalitionsverhandlungen und untersucht deren Auswirkung auf die Stabilität 

der Koalitionen. Letztlich operationalisiert Studie 4 Bedarfe in den Koalitionsverhandlungen 

und untersucht den Einfluss von salienten Bedarfsschwellen auf die Koalitionsentscheidungen. 

Zudem kann im Rahmen der Begleitschrift zwischen Studie 1 und 2 verglichen werden, inwie-

fern sich die Verantwortung der Gruppenmitglieder, bestimmt durch die initiale Verhandlungs-

macht, auf die Verteilungsentscheidung der Koalition auswirkt. 

Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Arbeit liefert vier zentrale Erkenntnisse zur Frage, wie sich Prosozialität auf Koalitionsver-

handlungen auswirkt. Erstens zeigen die Ergebnisse, dass Prosozialität sich immer erst zwi-
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schen den koalierenden Individuen auswirkt. Das heißt, es lässt sich beobachten, dass mit zu-

nehmender Prosozialität der Koalitionsmitglieder zunächst primär die Aufteilung zwischen die-

sen ausgeglichener wird. Dritte Gruppenmitglieder werden erst berücksichtigt, wenn die Ver-

teilung der Ressourcen den geltenden Fairnesskriterien zwischen den koalierenden Individuen 

entspricht. Zweitens zeigt sich, dass die abnehmende Verantwortung der Koalitionsmitglieder 

im Vergleich zu Einzelentscheidungen und die zunehmende Verantwortung des später ausge-

schlossenen Gruppenmitglieds die Transfers zu dritten Gruppenmitgliedern reduzieren. Im 

Durchschnitt transferieren Koalitionen weniger an Dritte als Individuen. Zudem transferieren 

Koalitionen in Gruppen, in denen die Verhandlungsmacht ex ante ausgeglichen ist, weniger als 

Koalitionen in Gruppen, die das dritte Gruppenmitglied ex ante benachteiligen. Drittens zeigen 

die Studien, dass die verfügbaren Ressourcen insgesamt gleicher verteilt werden, wenn die Ko-

alitionsverhandlungen kontinuierlich stattfinden, als wenn es sich um eine einmalige Entschei-

dung handelt. Koalitionen, die das dritte Gruppenmitglied von allen Ressourcen ausschließen, 

bestehen im Durchschnitt deutlich kürzer als Koalitionen, die die Ressourcen gleich verteilen. 

Viertens verändern Verteilungsnormen die Verteilungsergebnisse der Koalitionsverhandlun-

gen. Wenn das Bedarfsprinzip angewendet werden kann, dann beeinflussen die Bedarfe der 

Koalitionsmitglieder und des dritten Gruppenmitglieds die Einigungen systematisch. Es zeigt 

sich jedoch auch, dass das Bedarfsprinzip seltener angewendet wird als das Gleichheitsprinzip, 

wenn die Verteilungsnormen in Konflikt stehen. In Summe zeigen die Resultate, dass Proso-

zialität Koalitionsentscheidungen beeinflusst, aber differenzierter wirkt als in Einzelentschei-

dungen. 

Diese Arbeit trägt somit zu einem umfassenderen Grundlagenverständnis von Verteilungsent-

scheidungen in Koalitionsverhandlungen bei. Als Test der theoretischen Überlegungen können 

unter abstrakten, kontrollierten Bedingungen kausale Zusammenhänge zwischen Prosozialität 

und Koalitionsentscheidungen festgestellt werden, welche im Feld kaum identifizierbar wären. 

Zwar können experimentelle Ergebnisse nicht ohne weiteres auf natürliche Situationen über-

tragen werden, dennoch liefern die Resultate wertvolle Einsichten für das Forschungsfeld. Die 

Ergebnisse implizieren insbesondere, dass auch in natürlichen Koalitionsverhandlungen nicht 

zu erwarten ist, dass dritten Parteien Ressourcenanteile zugeteilt werden, solange die Ressour-

cenverteilung zwischen den Koalitionsparteien nicht den geltenden Fairnesskriterien entspricht. 

Zudem lässt der beobachtete Diskontinuitätseffekt vermuten, dass prosoziales Verhalten selte-

ner zu beobachten ist, je höher die Politikebene angesiedelt ist, auf der Verteilungsentscheidun-

gen ausverhandelt werden. Gleichzeitig können die Befunde einen Erklärungsansatz dafür lie-

fern, warum Ressourcen innerhalb von langlebigen Parteien auf alle Fraktionen verteilt werden 
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(Ennser-Jedenastik, 2013; Mershon, 2001). Diese Erkenntnisse sind letztlich auch aus norma-

tiver Sicht von Bedeutung. Kann festgestellt werden, unter welchen Bedingungen Koalitionen 

eher prosozial gegenüber Dritten agieren, kann die potenzielle Gefahr einer Diktatur der Mehr-

heit über die Minderheit besser eingeschätzt werden (Guinier, 1994; Madison, 1945 [1787]). In 

Folge können politische Instrumente gezielt eingesetzt werden, um darauf zu reagieren. 

Struktur der Arbeit  

Die weitere Begleitschrift ist wie folgt aufgebaut: Abschnitt 2 behandelt den theoretischen Rah-

men der Arbeit. Abschnitt 2.1. führt zunächst in spieltheoretische Grundkonzepte von Koaliti-

onsverhandlungen ein. Abschnitt 2.2 entwickelt anschließend den theoretischen Bezugspunkt, 

in dem Verhandlungsmacht und prosoziale Präferenzen durch ein Koalitionsverhandlungsmo-

dell vereint werden. In der Folge diskutiert Abschnitt 2.3 im Rahmen des PES-Ansatzes, wovon 

die Prosozialität in Koalitionsverhandlungen beeinflusst wird und wie dadurch die Verhand-

lungsergebnisse beeinflusst werden. Abschnitt 3 leitet methodisch in den kumulativen Teil der 

Dissertation ein. Abschnitte 4, 5, 6 und 7 beinhalten die vier Studien der Dissertation. In Ab-

schnitt 8 werden die Ergebnisse der vier Studien verglichen und wird diskutiert, wie diese im 

übergeordneten Zusammenhang verstanden werden können. Abschnitt 9 fasst die Arbeit zu-

sammen und schließt mit einigen Schlussfolgerungen ab. 

Die vier Beiträge der Dissertation sind in Form von Artikeln für die Publikation in interdiszip-

linären, wissenschaftlichen Zeitschriften verfasst. Davon ist der erste in Alleinautorenschaft 

und die drei weiteren in Kooperation mit weiteren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

entstanden. Der erste Artikel ist im Journal of Economic Behavior and Organization einge-

reicht und nach erster Begutachtung in Revision. Der zweite Artikel ist bei Social Science Re-

search veröffentlicht. Der dritte Artikel ist im European Journal of Political Economy in Be-

gutachtung. Der vierte Artikel ist in PLOS One veröffentlicht. Der erste, zweite und vierte Bei-

trag sind Teil des FWF-Projekts ĂDistributive Preferences and Needs-based Justice in Net-

worksñ (Nummer: I1888-G11), welches als Teilprojekt in die DFG-Forschergruppe FOR2104 

ĂBedarfsgerechtigkeit und Verteilungsprozedurenñ integriert ist (https://bedarfsgerechtig-

keit.hsu-hh.de/). Die Datenerhebung des dritten Beitrags wurde durch den C-Seb Junior Start-

Up Grant der Universität Köln gefördert. 
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2. Theoretischer Zugang 

Im Folgenden soll der theoretische Zugang zu den Forschungsfragen erläutert werden. Dazu 

werden zunächst die zentralen Ideen in der formalen Analyse von Koalitionsverhandlungen 

diskutiert. Danach werden soziale Präferenzen formal in ein Modell integriert, welches die Ver-

teilungsentscheidungen der Koalitionsmitglieder in Abhängigkeit von der Verhandlungsmacht 

erklärt. Im dritten Abschnitt wird diskutiert, welche Faktoren der Entscheidungsstruktur einen 

Einfluss auf die prosoziale Neigung der Koalitionsentscheidungen haben können und wie sich 

die Faktoren dadurch theoretisch auf die Verteilungsentscheidungen auswirken. 

2.1. Hintergrund:  Formale Analyse von Koalitionsverhandlungen  

Staatenbünde, Staaten, Länder, Gemeinden, Parteien, Unternehmen, Gewerkschaften oder 

Haushalte beschreiben alle unterschiedliche Interessensgruppen auf verschiedenen Ebenen der 

Politik, die miteinander in Austausch stehen. Gleichzeitig umfassen diese Gruppen jeweils wei-

tere Gruppierungen oder Individuen, die sich auf einer bestimmten Ebene aufgrund ihrer ge-

meinsamen Interessen zusammenschließen. Interessensgruppen wurden meist als einheitliche 

Akteurinnen und Akteure behandelt (Bentley, 1908; Truman, 1951), bevor sich ökonomische 

Theorien als Forschungsstrang in der Politikwissenschaft etablierten. Einer der wichtigsten Bei-

träge ökonomischer Theorien der Politikwissenschaft ist es, genau diese Annahmen kritisch zu 

hinterfragen. Geht man von eigennützigen Individuen aus, gilt es zu klären, unter welchen Um-

ständen sich Interessensgruppen oder Koalitionen bilden, wann sie bestehen, wie sie Entschei-

dungen treffen und welche Entscheidungen sie treffen.  

In dieser Arbeit geht es um Gruppen, in denen Entscheidungen demokratisch getroffen werden, 

in denen jedoch kein einzelnes Mitglied der Gruppe das Quorum der Mehrheitsregel erfüllt, um 

entscheidungsfähig zu sein. Rahmenbedingung ist, dass es sich für alle Gruppenmitglieder 

lohnt, Teil der Gruppe zu sein, dass sich die Einzelinteressen jedoch zwischen den Gruppen-

mitgliedern zu einem gewissen Grad unterscheiden. Unter der Annahme eigeninteressierter In-

dividuen besagt die Theorie, dass es von Vorteil ist, Teil der entscheidungsfähigen Mehrheit zu 

sein, da Individuen außerhalb der Koalition von den externen Kosten der Mehrheitsentschei-

dung betroffen sind (Buchanan & Tullock, 1962). Folglich besteht zwischen eigeninteressierten 

Individuen ein Wettbewerb, Teil der Mehrheit zu sein (Downs, 1957). Koalitionen werden ge-

bildet, wenn kein einzelnes Individuum alleine entscheidungsfähig ist, um die eigenen Interes-

sen in der Mehrheitsentscheidung vertreten zu können.  
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Von diesem Ausgangspunkt aus stellen sich zwei zentrale Fragen: Welche Individuen bilden 

die entscheidungsfähige Koalition und welche Entscheidungen trifft  die Koalition? Um die 

erste Frage zu beantworten, bezieht ein erster Forschungsstrang die inhaltlichen Standpunkte 

der Akteurinnen und Akteure mit ein (Austen-Smith 1996; Axelrod 1970; Van Deemen 1997; 

Laver & Shepsle 1990, 1996; Ray & Vohra 2015; Van Roozendaal 1992; Schofield 1995, 2007; 

de Swaan 1973). Da sich die Modelle zumeist konkret auf Regierungskoalitionen beziehen, 

geht man in diesem Literaturstrang häufig explizit von politischen Parteien aus, die das Ziel 

haben, ihr politisches Programm durchzusetzen (āpolicy seekingó). Der Kerngedanke des An-

satzes ist, dass Individuen eher eine Koalition mit jenen Gruppenmitgliedern eingehen, mit de-

nen sie inhaltlich weniger Kompromisse eingehen müssen als mit Gruppenmitgliedern, die stär-

ker differenzierte Standpunkte vertreten. In der Analyse werden inhaltliche Standpunkte zu ei-

nem bestimmten Thema stilisiert auf Achsen operationalisiert, auf denen ein Extrempunkt 

bspw. mit völliger Ablehnung und der andere mit völliger Zustimmung assoziiert ist. Reiht man 

die inhaltlichen Standpunkte von Parteien, dann haben jene Parteien, die mit ihrem Standpunkt 

den Median repräsentieren, einen strategischen Vorteil bei der Koalitionsbildung, da sie relativ 

näher zu den Standpunkten der anderen Parteien liegen. In mehrdimensionalen Räumen ist dies 

jedoch nicht zwingend der Fall (McKelvey, 1976; Schofield, 1978). 

Ein zweiter Forschungsstrang beschäftigt sich mit der Frage, wie die vorhandenen Ressourcen 

durch die Koalition verteilt werden (Baron & Ferejohn, 1989; Gamson, 1961; Peleg, 1981; 

Riker, 1962). Man geht in diesem Literaturstrang davon aus, dass durch die Koalition ein Mehr-

wert entsteht, der unter den koalierenden Parteien verteilt werden kann. Bildet sich eine Regie-

rungskoalition, können bspw. die Ressorts im Ministerium vergeben werden. Im Kontext von 

Regierungskoalitionen nimmt man diesbezüglich an, dass politische Parteien das Ziel haben, 

möglichst viele politische Ämter zu besetzen (āoffice-seekingó).2 Geht man von eigennützigen 

Individuen aus, werden Ressourcen daher ausschließlich zwischen den Koalitionsparteien auf-

geteilt. Zudem wird die Koalition aus der kleinstmöglichen Anzahl an Parteien gebildet (Riker, 

1962). Je nach Theorieansatz nimmt der vorausgesagte Anteil der Ressource für eine Partei 

aufgrund der Macht über die Agenda (Baron & Ferejohn, 1989; McKelvey, 1976), der Koaliti-

onsmöglichkeiten (Banzhaf, 1965; Shapley & Shubik, 1954), oder nominalen Fokalpunkte, 

bspw. den höheren Stimmenanteile (Gamson, 1961), zu. Dieser Forschungsstrang beschäftigt 

 
2  Die zwei Motive āoffice seekingó und policy seekingó ¿berlappen zu einem gewissen Grad. Speziell politische 

Ziele können durch die Besetzung von Ressorts eher umgesetzt werden als ohne (Laver & Shepsle 1990). 
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sich also mit dem Einfluss der Verhandlungsstruktur auf die Verhandlungsmacht, welche die 

Verteilung der Ressourcen bestimmt. 

Mittlerweile gibt es eine Reihe von Beiträgen die diese beiden Ansätze verbinden und sowohl 

politische Standpunkte als auch die strukturelle Verhandlungsmacht in die Analyse der Koali-

tionsverhandlungen miteinbeziehen (für einen Überblick, siehe Linhart, 2013). In dieser Arbeit 

liegt der Fokus auf der Frage des zweiten Literaturstrangs, da der Einfluss von Prosozialität auf 

die Verteilungsentscheidung von Koalitionen untersucht werden soll. Der Grad der Prosoziali-

tät eines Individuums kann prinzipiell auch auf einer eindimensionalen Achse gereiht werden 

und weist damit Gemeinsamkeiten mit der Modellierung von politischen Standpunkten auf. Es 

besteht außerdem ein Näheverhältnis zur Modellierung von Koalitionsverhandlungen über die 

Verteilung von privaten und öffentlichen Gütern (Volden & Wiseman, 2007), wenn man sich 

Gleichheit als eine Art öffentliches Gut vorstellt. Der eigene Ressourcenanteil und die Gesamt-

verteilung der Ressource sind jedoch in Modellierungen von sozialen Präferenzen keine unab-

hängigen Faktoren, wodurch sie sich von der bisherigen Literatur unterscheiden. Prosozialität 

ist primär als Eigenschaft des handelnden Individuums gedacht und nicht als politische Position 

für Fragen der Umverteilung. Zudem bezieht sich die Arbeit nicht explizit auf Koalitionsent-

scheidungen von Regierungsparteien. Zwar stärken die Ergebnisse das Verständnis von Koali-

tionsentscheidungen in Regierungsverhandlungen, soziale Präferenzen sind allerdings eher in 

Koalitionsentscheidungen zwischen Individuen innerhalb einer Partei oder eines Betriebsrats 

beobachtbar als im Parlament (d.h. zwischen Bundesparteien), wie noch ausführlicher in Ab-

schnitt 8 diskutiert wird. 

Der Einfluss der strukturellen Verhandlungsmacht auf die Verteilung wird in den spieltheore-

tischen Modellen abstrakt untersucht. Um das Entscheidungsproblem von Koalitionsverhand-

lungen zu analysieren, greift die Arbeit auf verschiedene Versionen des āDivide-the-Dollaró 

(DD) Spiels zurück. Das DD-Spiel beschreibt stilisierte Koalitionsverhandlungen formal. In 

dem Spiel verhandeln drei Subjekte darüber, wie ein Mehrwert in Form einer Ressource unter 

den Subjekten aufgeteilt werden soll.3 Der Verhandlungsraum beschreibt alle möglichen Ver-

teilungen der Ressource auf die drei Subjekte. Wenn sich zwei oder mehr Subjekte auf eine 

Verteilung einigen, dann erhält jedes Subjekt den entsprechenden Anteil aus der vereinbarten 

Verteilung. Anderenfalls kommt keine Entscheidung zu Stande und alle drei Subjekte gehen 

leer aus. Da unter den Standardannahmen des DD-Spiels für jede vorstellbare Koalition eine 

 
3  āSubjektó steht hier reprªsentativ als geschlechtsneutrale Alternative zu Spielerin und Spieler f¿r die Analy-

seeinheit, also das handelnde Individuum oder die handelnde Interessensgruppe.  
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andere Koalition gefunden werden kann, die zwei der drei Subjekte besserstellt, und es daher 

keinen sogenannten āKernó gibt (Gillies, 1959), ist es grundsätzlich schwierig, in dem Spiel 

klare spieltheoretische Vorhersagen zu machen. 

Ein Teil der Literatur löst dieses Problem, indem es ein streng strukturiertes Verhandlungspro-

tokoll annimmt (Austen-Smith & Banks, 1988; Baron & Ferejohn, 1989; Eraslan & 

Evdokimov, 2019). In dieser Arbeit wird jedoch auf ein strukturiertes Verhandlungsprotokoll 

verzichtet und die theoretischen Zusammenhänge werden von einer kooperativen Verhand-

lungslösung abgeleitet (Austen-Smith & Banks, 1999, 2005; Sened, 1996). Wenige Annahmen 

über die institutionellen Rahmenbedingungen erlauben den Einfluss sozialer Präferenzen direk-

ter zu untersuchen als unter einem strengen Verhandlungsprotokoll, da die Beziehungen unab-

hängig von einem Interaktionseffekt zwischen sozialen Präferenzen und Verhandlungsproto-

koll untersucht werden können (Gächter & Riedl, 2005; Galeotti et al., 2019). Zudem haben 

strukturelle Verhandlungsprotokolle im Allgemeinen eine geringe ökologische Validität, da die 

meisten Verhandlungen (zumindest im Hintergrund) informell und unstrukturiert geführt wer-

den (Camerer, 2003; Camerer et al., 2019; Karagºzoĵlu, 2019; Tremewan & Vanberg, 2016). 

Um die Entscheidung der Koalitionsmitglieder über die Verteilung vorherzusagen, ohne ein 

Verhandlungsprotokoll annehmen zu müssen, macht sich die Arbeit Nashs (1950, 1953) axio-

matische Verhandlungslösung zu nutze. Diese, sowie ihre frühen Erweiterungen (bspw. Kalai, 

1977b; Kalai & Smorodinsky, 1975), zählt zu den einflussreisten axiomatischen Verhandlungs-

lösungen der kooperativen Spieltheorie.4  

Nash definiert vier Eigenschaften, die eine Einigung haben muss, und schlägt für seine Lösung 

der Verhandlung vier Axiome vor. Erstens muss die Verhandlungslösung pareto-effizient sein. 

Das bedeutet, dass es im Vergleich zur Verhandlungslösung keine alternative Einigung gibt, 

die eine der beiden Verhandlungsparteien besserstellt, ohne die andere schlechter zu stellen. 

Zweitens muss die Verhandlungslösung für zwei idente Verhandlungsparteien symmetrisch 

sein. Tauschen zwei nicht unterscheidbare Verhandlungsparteien die Rollen, muss das Ver-

handlungsergebnis daher gleich sein. Drittens ist die Verhandlungslösung unabhängig von ir-

relevanten Alternativen. Das heißt, wird bspw. die Menge der möglichen Einigungen um 

Punkte im Verhandlungsraum ergänzt, die nicht pareto-effizient sind, hat dies keinen Einfluss 

auf die Verhandlungslösung. Viertens, die Verhandlungslösung ist unabhängig von positiven, 

 
4  Weitere frühe, einflussreiche Lösungskonzepte kommen von Shapley (1952), Davis und Maschler (1965), 

Schmeidler (1969), Aumann (1961) und Aumann und Maschler (1961). Diese können jedoch teilweise die 

Lösungsmenge nur einschränken, ohne eine eindeutige Punktprognose zu machen. 
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linearen Transformationen. Das bedeutet, für die Verhandlungslösung ist nicht der aus den 

Geldeinheiten gezogene Nutzen, sondern nur der objektive Wert relevant, solange der Nutzen 

linear mit den Geldeinheiten zusammenhängt. Es ist also bspw. für die Verhandlungslösung 

unerheblich, in welcher Währung verhandelt wird, auch wenn die Währung für die Verhand-

lungsparteien unterschiedlich viel Wert hat. 

Anhand der vier Axiome zeigt Nash formal, dass nur eine einzige Verhandlungslösung existiert, 

die alle vier Axiome gleichzeitig erfüllt ï und zwar jene Verteilung, die das Produkt der Nutzen 

maximiert. Das Verhandlungsergebnis hat somit eine theoretisch eindeutige Punktprognose. 

Nash entwickelte die Verhandlungslösung für Verhandlungen, in denen die Verhandlungs-

macht unter den Subjekten symmetrisch, das heißt gleich, ist und die Einigung rein durch Ein-

stimmigkeit ermittelt wird. Das Axiom der Symmetrie ist jedoch nicht notwendig. Die Ver-

handlungslösung wurde später auf asymmetrische Verhandlungssituationen (Kalai, 1977a) in 

Netzwerken (Braun & Gautschi, 2006) oder Koalitionsverhandlungen (Binmore, 1985; Laruelle 

& Valenciano, 2007) angewandt, in denen die Verhandlungsmacht zwischen den Verhand-

lungspartnern variiert. Der nächste Abschnitt bezieht sich konkret auf Nashs asymmetrische 

Verhandlungslösung. 

In Summe umfassen spieltheoretische Ansätze in der Koalitionsforschung somit verschiedene 

Forschungsstränge, welche grob in Fragen zur Koalitionsbildung und Verteilungsentscheidung 

sowie in strukturierte und nicht-strukturierte Ansätze eingeteilt werden können. Die Ansätze 

haben gemeinsam, von eigeninteressierten Akteurinnen und Akteuren auszugehen, unabhängig 

davon ob diese nun das Ziel verfolgen, ihr politisches Programm durchzusetzen oder möglichst 

viele Ressorts zu erhalten. Aus dem historischen Kontext gesehen eröffnete das Feld auf diese 

Weise neue Sichtweisen und leistet einen wichtigen Beitrag zum Erkenntnisstand der Politik-

wissenschaft. Die Erklärungsmodelle motivieren zudem eine Vielzahl empirischer Studien, die 

versuchen, die Ergebnisse von Regierungskoalitionen zu erklären (bspw. Budge & Laver, 1992; 

Debus, 2008; Warwick & Druckman, 2001). Prosozialität wurde in diesem Zusammenhang 

bisher in der Nutzenfunktion der handelnden Individuen nicht berücksichtigt. Die theoretische 

Literatur liefert für die Analyse der Prosozialität allerdings einen wichtigen Bezugspunkt, von 

dem aus Einigungen, die unter kontrollierten Bedingungen von den Vorhersagen abweichen, 

als prosoziales Verhalten interpretiert werden können.  
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2.2. Ungleichheitsaversion in Koalitionsentscheidungen  

In diesem Abschnitt wird analysiert, auf welche Verteilung sich zwei koalierende Subjekte mit 

potenziell unterschiedlich starker Verhandlungsmacht einigen, wenn sie nicht nur durch Eigen-

interesse, sondern auch durch Ungleichheitsaversion motiviert sind. Dazu werden die Gewichte 

in Nashs asymmetrischer Verhandlungslösung als Parameter der individuellen Verhandlungs-

macht interpretiert (Binmore, 1985; Braun & Gautschi, 2006; Kalai, 1977a; Laruelle & 

Valenciano, 2007). Anschließend werden die soziale Nutzenfunktionen für die zwei koalieren-

den Subjekte in das Modell eingefügt (vgl. Birkeland & Tungodden, 2014; Luhan et al., 2019), 

mit denen Ungleichheitsaversion als Präferenz modelliert werden kann (Fehr & Schmidt, 1999). 

Verteilungsproblem 

Das Verteilungsproblem ist wie folgt definiert. Es gibt eine Gruppe bestehend aus n = 3 Sub-

jekten. In der Gruppe kann zumindest eine Koalition, bestehend aus zwei Subjekten                        

a ⱦ { 1, 2, 3}  und b ⱦ { 1, 2, 3| b Í a} , gebildet werden, um die Ressource r unter den Koalitions-

mitgliedern und dem dritten Subjekt c ⱦ { 1, 2, 3| c Í a ᷾  c Í b} aufzuteilen. Eine Koalition kann 

sich dazu auf ein Tripel y = (ya, yb, yc) einigen, welches jedem Subjekt i ⱦ { a, b, c} einen Anteil 

der Ressource yi ⱦ [0, r] zuteilt und innerhalb der Verhandlungsmenge Y = {y : ya + yb + yc Ò r} 

liegt. Als Status Quo, s, wird der Nullpunkt festgelegt, das heißt s = (0, 0, 0). Die Verhand-

lungsmacht von Subjekt a gegenüber Subjekt b ist durch den Parameter ὺ gegeben. Umgekehrt 

ist die Verhandlungsmacht von Subjekt b gegenüber Subjekt a durch den Parameter ὺ gege-

ben. Von den zwei Subjekten der Koalition ist Subjekt a als Subjekt mit der höheren Verhand-

lungsmacht definiert, das heißt es gilt ὺ ὺ.  

Der Fokus der Analyse liegt zunächst auf der Frage, auf welche Verteilung sich zwei Subjekte 

einigen, wenn sie eine Koalition bilden. Entsprechend Nashs asymmetrischer Verhandlungslö-

sung wird angenommen, dass sich Subjekt a und b einigen, als würden sie das Optimierungs-

problem, 

max ό ώ ό ί ᶻό ώ ό ί ,       (1) 

unter der Nebenbedingung y ⱦ Y  lösen. Das heißt, der individuelle Nutzen ui wird im Exponen-

ten um die Verhandlungsmacht vi gewichtet und das Produkt der zwei gewichteten Nutzen ma-

ximiert. 

Geht man zunächst nur von Eigeninteresse aus, ui (y) = yi, und löst das Optimierungsproblem 

in (1), dann sagt das Modell voraus, dass die zwei Koalitionsmitglieder die Ressourcen relativ 
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zu ihrer Verhandlungsmacht aufteilen. Das heißt Subjekt a erhält den Anteil va r / (va + vb), oder 

schlicht pa r, wenn die relative Verhandlungsmacht als pa = va / (va + vb) definiert ist (Braun & 

Gautschi, 2006). Subjekt b erhält entsprechend den Anteil pb r = (1 - pa) r. Ist die Verhandlungs-

macht von Subjekt a höher als die von Subjekt b, überträgt sich die Verhandlungsmacht in der 

Einigung in einen relativ höheren Anteil an der Ressource. Das Modell ist an dieser Stelle ag-

nostisch gegenüber der Frage, wie die Verhandlungsmacht konkret bestimmt wird. Die Ver-

handlungsmacht kann bspw. spieltheoretisch (Banzhaf, 1965; Shapley & Shubik, 1954), durch 

nominale Fokalpunkte (Gamson, 1961), oder einen anderen Ansatz bestimmt werden, welcher 

weitere kontextbezogene Variablen einbezieht. 

Ungleichheitsaversion 

Aufbauend auf einem breiten Fundament experimenteller Untersuchungen geht man in der Ver-

haltensökonomie davon aus, dass Individuen nicht nur durch monetäres Eigeninteresse, sondern 

auch durch prosoziale Präferenzen motiviert sind. Diese Präferenzen werden in Nutzenfunkti-

onen dargestellt. Um soziale Präferenzen zu berücksichtigen, wird hier von der von Fehr und 

Schmidt (1999) entwickelten Nutzenfunktion Gebrauch gemacht. Das Modell der Ungleich-

heitsversion gehört, neben dem Modell von Bolten und Ockenfels (2000), zur Klasse der āer-

gebnisbasiertenó sozialen Nutzenfunktionen (Cooper & Kagel, 2016). Das Modell definiert den 

Nutzen von Subjekt Ὥ in einer Koalitionsverhandlung mit drei Subjekten gleich  

ό ώ ώ В ÍÁØώ ώȟπ В ÍÁØώ ώȟπ,    (2) 

unter der Annahme, dass für die Ungleichheitsparameter ‍ ‌ und π ‍ ρ gilt. Der erste 

Parameter, ‌, beschreibt die Nutzenreduktion, wenn ein Subjekt weniger und der zweite Para-

meter, ‍, wenn ein Subjekt mehr von den verfügbaren Ressourcen besitzt als andere Subjekte. 

Die Ungleichheitsparameter ‌ und ‍ beschreiben also die Intensität der Ungleichheitsaversion 

in einer ökonomisch schlechter gestellten bzw. besser gestellten Position, wobei die Ungleich-

heitsaversion in der schlechter gestellten Position für jedes Subjekt stärker wirkt als die Un-

gleichheitsaversion in der besser gestellten Position.  

Um die Auswirkungen der Nutzenfunktion zu reflektieren, ist es hilfreich, zunächst anzuneh-

men, Subjekt a würde in der beschriebenen Entscheidungssituation alleine über die Verteilung 

der Ressource entscheiden. Eine Geldeinheit auf sich selbst aufgeteilt erhöht den Nutzen um 

eins, kann den Nutzen aber auch reduzieren, wenn dadurch die Ressourcen ungleicher zwischen 

sich selbst und den anderen Subjekten aufgeteilt sind. Je nachdem wie hoch ‍ ist und ob die 
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Nutzenreduktion dadurch kleiner oder größer als eins ist, präferiert das Subjekt diese Geldein-

heit auf sich selbst oder ein anderes Subjekt zu verteilen. Die Nutzenfunktion in (2) impliziert, 

dass sich ein Subjekt mit ςȾσ ‍ für die Verteilung y = (1/3r, 1/3r, 1/3r) und ein Subjekt mit 

‍ ςȾσ für die Verteilung y = (r, 0, 0) entscheidet. Entscheidet das Subjekt alleine über die 

Verteilung, spielt ‌  nur eine indirekte Rolle, da dieses Subjekt keinen Anreiz hat, anderen 

Subjekten jemals mehr Anteile der Ressource zu überlassen, sofern sich die Menge an Punkten 

dadurch insgesamt nicht erhöht. 

Verteilungseinigung und Koalition  

Eine Implikation der Nutzenfunktion in (2) ist, dass der Nutzen für den festgelegten Status-quo 

gleich ui(s) = 0 ist. Das bedeutet, dass für zwei koalierende Subjekte nur jene Punkte der Ver-

handlungsmenge die Lösungsmenge darstellen können, die für beide einen nicht-negativen Nut-

zen ergeben, da nur diese Einigungen eine Pareto-Verbesserung implizieren (Birkeland & 

Tungodden, 2014). Die Nutzenfunktion in (2) kann nun in das Optimierungsproblem in (1) 

eingesetzt werden, um die Verteilungsentscheidung in Abhängigkeit von der Ungleichheitsa-

version zu lösen. Dies ergibt die Lösung,  

ώ ‍ȟ‍ȟ‌ȟὺȟὺ

ừ
ỬỬ
Ừ

ỬỬ
ứὴὶ ὴ ὴ ὶ ὭὪ‍  ᷾ ‍ ȟ

ὶ ὭὪ ‍ ȟ

ὴὶ ὴ ὴ ὶ ὭὪ ‍

ὶ ὭὪ ‍Ƞ

, (3) 

wenn nach ώ aufgelöst wird.5 Im Folgenden werden zunächst die Implikation der Lösung für 

die Frage, welche Koalition sich bildet, beschrieben. Im nächsten Abschnitt wird im Detail 

beschrieben, wie sich die Ungleichheitsparameter auf die vereinbarte Verteilung auswirken. 

Durch die Verhandlungslösung in (3) können die potenziellen Einigungen der relevanten Koa-

litionen {1,2}, {1,3} und {2,3} vorausgesagt werden. Eine Koalition zwischen zwei Subjekten 

wäre nicht relevant, wenn sie bspw. aufgrund der Stimmenverteilung keine entscheidungsfä-

hige Mehrheit repräsentiert. Sind die Koalitionen {i,j} und { i,k} relevant, kann für Subjekt i der 

Nutzen einer Koalition mit Subjekt j, uij, und der Nutzen einer Koalition mit Subjekt k, uik, 

verglichen werden. Gibt es im Fall von drei relevanten Koalitionen eine Koalition, für deren 

 
5  Gilt va = vb, dann entspricht diese Lösung der FS-Verhandlungslösung in Studie 1. 
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Einigung uik < uij und ujk < uji gilt, dann kann die Koalition {i, j} eindeutig vorausgesagt wer-

den.6 Sind nur zwei Koalitionen in einer Gruppe von drei Subjekten relevant, ist uik < uij hinrei-

chend, um die Koalition zu bestimmen. Ist nur eine einzige Koalition relevant, dann ist die 

Koalition ebenso eindeutig. Trifft hingegen keiner der genannten Fälle zu, ist der Kern leer. Es 

wird dennoch eine der Koalitionen gebildet, welche genau kann jedoch nicht eindeutig voraus-

gesagt werden. 

Ungleichheitsaversion in der Verteilungseinigung 

Um den Einfluss der Ungleichheitsaversion auf die Einigungen näher zu diskutieren, wird die 

Verhandlungsmacht des starken Subjekts exemplarisch auf ὺ 5.48 und die des schwachen 

Subjekts auf ὺ 1.14 festgelegt. Diese konkreten Werte errechnen sich im Network Control 

Bargaining Modell (Braun & Gautschi, 2006) für die ungleiche Verhandlungssituation in Stu-

die 2 und 4.7 In den zwei Studien enthält die Verhandlungssituation nur zwei relevante Koali-

tionen. Das heißt, ein Subjekt hat die Möglichkeit, mit jeweils einem der beiden anderen Sub-

jekte eine Koalition zu bilden, während die anderen Subjekte nur mit ersteren und nicht mitei-

nander eine Koalition bilden können. Solch eine Situation findet sich bspw., wenn zwei von 

drei Parteien es ablehnen, Koalitionsverhandlungen zu führen, um ihr Wahlversprechen einzu-

halten (Debus, 2008, p. 521ff.). Dementsprechend ist die Verhandlungsposition des Subjekts 

mit mehreren Koalitionsmöglichkeiten besser, was sich in einem höheren Wert der Verhand-

lungsmacht widerspiegelt.8 

Die relative Verhandlungsmacht des stärkeren Koalitionsmitglieds ist in dieser Situation gleich 

pa = 0.83 und die des schwächeren gleich pb = 0.17. Sind beide Subjekte rein eigeninteressiert, 

das heißt ‍ π und ‌ π, dann überträgt sich die Verhandlungsmacht direkt auf die Vertei-

lung und die koalierende Subjekte einigen sich entsprechend der spieltheoretischen Lösung in 

(3) auf die Verteilung y = (0.83r, 0.17r, .00r). Das heißt das stärkere Subjekt erhält 83 Prozent 

 
6  Die Einigungen der Koalitionen in (3) sind absolut. Man könnte einwenden, dass ein Subjekt, das antizipiert, 

nicht Teil der Koalition zu sein, seine Angebote nochmals verbessert, um zu verhindern, ausgeschlossen zu 

werden. Diese Überlegung spielt bei der Bestimmung der Verhandlungsmacht eine Rolle, an dieser Stelle än-

dern sich die Angebote jedoch nicht. In ähnlichen nicht-kooperativen Verhandlungsmodellen sind die Einigun-

gen ebenfalls resistent gegenüber weiteren Angeboten, siehe Binmore (1985, 276). 
7  Die Verhandlungsmacht von Subjekt i berechnet sich in dem Modell als vi =-1/log((m+n)(1/niễ 1/nk)/(1+m+n)), 

wobei n die Anzahl an Gruppenmitgliedern, m die Anzahl an Koalitionsmöglichkeiten, ni die Anzahl der eige-

nen Koalitionsmöglichkeiten, und nk die Anzahl der Koalitionsmöglichkeiten der potenziellen Koalitionspart-

nerinnen und Koalitionspartner ist. 
8  Eine Interpretation der Gewichte nach Gamson (1961) wäre, dass sich die Verhandlungsmacht aus Stimman-

teilen ermittelt, eine Partei bei einer Wahl bspw. 5.48 Tausend Stimmen, die andere Partei 1.14 Tausend Stim-

men erhalten hat und die Parteien koalieren wollen. 
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der Ressourcen, das schwächere Subjekt 17 Prozent und das dritte Gruppenmitglied geht leer 

aus.  

Abbildung 1 illustriert die theoretische Lösung in (3) graphisch, wenn pa = 0.83 und pb = 0.17, 

in Abhängigkeit der Ungleichheitsaversion der zwei koalierenden Subjekte a und b. Die vier 

Schattierungen visualisieren die vier unterschiedlichen Bereiche der Stufenfunktion in (3) und 

deren Abhängigkeit von der Ungleichheitsaversion. Zunächst ist zu beachten, dass die Ver-

handlungslösung immer unabhängig von ‌  ist, da sich die Verhandlungspartnerin bzw. der 

Verhandlungspartner in der stärkeren Position niemals auf eine Einigung einlässt, die jeman-

dem anderem mehr Punkte zuteilt als ihr bzw. ihm selbst. Mathematisch gesehen können diese 

Einigungen aufgrund der Annahme ‍ ‌ nicht optimal sein. Daher hat ‌  nur einen indirek-

ten Einfluss auf die Koalitionsverhandlungen. 

Abbildung 1. Theoretische Vorhersage mit ungleicher Verhandlungsmacht 

  

 

Die konkrete Lösung der Verhandlung ist somit von ‍, ‌ und ‍ abhängig. Der Ausgangs-

punkt ‍ π, ‍ π, ‌ π, mit der Verteilung (.83r, .17r, .00r), ist dem Bereich der un-

gleichen Zweierverteilungen zugeordnet, da die Ressource ungleich auf die zwei koalierenden 

Subjekte aufgeteilt wird (dunkelgrauer Bereich in Abbildung 1). In diesem Bereich ist die Ei-

nigung von ‍ und beiden Ungleichheitsaversionsparametern des schwachen Subjekts, ‌ und 

‍, abhängig. Ist die Ungleichheitsaversion von einem der Subjekte höher, egal ob von a oder 

b, so sagt das Modell eine stärker ausgeglichene Einigung unter den Koalitionsmitgliedern vo-

raus. In Abbildung 1 ist als Beispiel die Lösung für ‍ π, ‍ π, ‌ ρ durch einen Punkt 

gekennzeichnet. Die entsprechende Verteilung (.62r, .38r, .00r) ist im Vergleich zur klassi-

schen Lösung zwischen den koalierenden Subjekten ausgeglichener. Grund dafür ist, dass das 
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schwächere Subjekt durch die Ungleichheitsaversion bis zu einem bestimmten Grad bevorzugt, 

sich nicht zu einigen, anstatt die ungleiche Verteilung zu akzeptieren. Die Gleichheit der Ver-

teilung nimmt zu, je stärker die Ungleichheitsaversion ausgeprägt ist.  

Ein Hauptergebnis der Analyse ist, dass, solange Subjekt b keine gleiche Aufteilung zwischen 

sich und Subjekt a erreicht hat, die Ungleichheit gegenüber dem dritten Subjekt nachrangig ist. 

Zwar präferiert das schwache Subjekt möglicherweise nicht, dass der Dritte keine Anteile an 

der Ressource erhält, allerdings führt die von Fehr und Schmidt (1999) eingeführte Annahme 

‍ ‌ dazu, dass das starke Subjekt das schwache Subjekt dennoch günstiger für eine Eini-

gung gewinnt, wenn die Ressourcenanteile des schwachen Subjekts steigen und nicht die des 

dritten Subjekts. Diese Dynamik führt zu der theoretischen Vorhersage, dass dritte Gruppen-

mitglieder erst Anteile an der Ressource erhalten, wenn die Ressource zwischen den koalieren-

den Subjekten gleichverteilt sind. Daher geht die Verhandlungslösung erst von der ungleichen 

Zweierverteilung in die gleiche Zweierverteilung und dann in die Dreierverteilung über. 

Ist die Ungleichheitsaversion der Koalitionsmitglieder so stark, dass sie die Ressourcen unter 

sich selbst gleich aufteilen (āZweier-Gleichverteilungó, grauer Bereich in Abbildung 1), wirkt 

‌ nur indirekt, da das schwächere Subjekt nicht weniger Punkte als das stärkere Subjekt erhält. 

Die āungleiche Dreierverteilungó und die āDreier-Gleichverteilungó hängen also nur indirekt 

von ‌ ab. Auf der linken Seite von Abbildung 1 kann dies dadurch erkannt werden, dass die 

Grenzlinien parallel zur x-Achse verlaufen. Der Fokus richtet sich also ab der Zweier-Gleich-

verteilung auf die Ungleichheit gegenüber dem dritten Subjekt.  

Auf der rechten Seite von Abbildung 1 sieht man, dass der Ressourcenanteil des dritten Subjekts 

von der Höhe von ‍ und ‍ abhängt. Man erkennt an den asymmetrischen Grenzlinien außer-

dem, dass die Ungleichheitsaversion des Subjekts in der stärkeren Verhandlungsposition einen 

relativ stärkeren Einfluss auf die Einigung hat. Der Bereich der āungleichen Dreierverteilungó 

(hellgrauer Bereich in Abbildung 1) ist relativ schmal. In diesem Bereich erhält das dritte Sub-

jekt einen Anteil zwischen null und einem Drittel der Ressource und der Rest wird unter den 

Koalitionsmitgliedern strikt gleichverteilt. Ist die Ungleichheitsaversion so stark, dass               

2/3 Ò pa ɓa + pb ɓb gilt, werden die Ressourcen unter allen drei Subjekten gleichverteilt (weißer 

Bereich in Abbildung 1). 

Zusammengefasst zeigt die Verhandlungslösung in (3), dass Subjekte in der stärkeren Verhand-

lungsposition einen Vorteil haben und ihre Verteilungspräferenzen auch dann eher durchsetzen 
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können, wenn soziale Präferenzen auf die Einigung wirken. Soziale Präferenzen reduzieren je-

doch die Möglichkeit des stärkeren Subjekts von der höheren Verhandlungsmacht zu profitie-

ren, wenn dieses versucht, möglichst viele Ressourcen aus der Einigung zu erhalten. Zudem 

impliziert die hier verwendete Nutzenfunktion, dass die sozialen Präferenzen in Koalitionsver-

handlungen nicht gleichermaßen gegenüber dem koalierenden Subjekt und dem dritten Grup-

penmitglied auswirken: In erster Linie wirken sich soziale Präferenzen auf die Verteilung der 

Ressourcen unter den Koalitionsmitgliedern aus. Erst wenn Gleichheit zwischen den koalieren-

den Individuen hergestellt ist, spielt die Ungleichheitsaversion auch gegenüber dem dritten 

Gruppenmitglied eine Rolle. Dies zeugt von einem wesentlichen Unterschied der Entscheidung 

in der Koalition zu individuellen Entscheidungen, in denen beide weiteren Gruppenmitglieder 

den gleichen Stellenwert haben.  

2.3. Struktur der Koalitionsverhandlungen und Prosozialität  

Im vorangegangenen Abschnitt wurde der Einfluss von sozialen Präferenzen auf die Verteilung 

in Koalitionsverhandlungen diskutiert. Das Modell bietet einen Erklärungsansatz für den Be-

fund, dass die von Individuen getroffenen Koalitionseinigungen selbst unter kontrollierten Ver-

suchsbedingungen fast ausnahmslos gleicher verteilt sind als spieltheoretisch vorhergesagt 

(Baranski & Morton, 2020; Diermeier & Morton, 2005; Fréchette et al., 2003; McKelvey, 1991; 

L. Miller & Vanberg, 2013; Palfrey, 2016; Tremewan & Vanberg, 2016). Die verwendete Nut-

zenfunktion (Fehr & Schmidt, 1999) gilt heute als rein ergebnisbasiert und berücksichtigt nur 

die finale Verteilung, während weitere Kontextfaktoren ausgeblendet werden. Die letzten zwei 

Jahrzehnte Forschung zu sozialen Präferenzen haben jedoch auch gezeigt, dass prosoziales Ver-

halten stark vom Kontext abhängt (Cooper & Kagel, 2016; Konow & Schwettmann, 2016; 

Nicklisch & Paetzel, 2020). Um diesen Erkenntnissen gerecht zu werden, wird der Einfluss der 

Entscheidungsstruktur auf die Prosozialität in den Koalitionsverhandlungen weiter im PES-

Rahmen analysiert.9 

Psychologische Ebene 

Individuen ziehen einen unterschiedlich großen Nutzen aus prosozialem Verhalten, was sich 

empirisch durch die Heterogenität des prosozialen Verhaltens in an sich identischen Situationen 

zeigt (Engel, 2011). Darüber hinaus können jedoch auch sozialpsychologische Faktoren das 

prosoziale Verhalten kontextabhängig von ein und demselben Individuum beeinflussen. Das 

 
9  Eine Anwendung des PES-Rahmens im Bereich der Technologieadaption findet sich in Konana und Balasub-

ramanian (2005). 



 

21 

Spektrum der sozialpsychologischen Literatur ist selbstverständlich sehr breit (siehe bspw. 

Hogg & Vaughan, 2011). Diese Arbeit konzentriert sich auf einen bestimmten Faktor, und zwar 

das Verantwortungsgefühl, da es in Koalitionsverhandlungen aufgrund der Struktur der Ent-

scheidungssituation eine besondere Rolle einnimmt. Im Folgenden wird dieser Zusammenhang 

näher erläutert. 

Koalitionsverhandlungen haben zwei spezifische Merkmale, die theoretisch für die Zuschrei-

bung von Verantwortungen ausschlaggebend sind. Einerseits trifft in einer Koalition nicht nur 

ein Individuum alleine eine Entscheidung, sondern mehrere Individuen gemeinsam. Anderer-

seits ist vor den Koalitionsverhandlungen meist nicht sicher, welche Individuen die Koalition 

bilden. Um dies näher zu veranschaulichen, illustriert Abbildung 2 vier unterschiedliche Sze-

narien in einer Dreiergruppe. Die Punkte in der Abbildung repräsentieren Gruppenmitglieder 

und die Linien die Koalitionsmöglichkeiten. Die individuelle Entscheidung links beschreibt 

eine Situation, in der ein Subjekt alleine über die Verteilung bestimmen kann, was durch die 

farbliche Unterscheidung der Punkte dargestellt ist. In den weiteren Szenarien kann entweder 

eine, eine von zwei oder eine von drei möglichen Koalitionen die Ressourcen verteilen. 

Abbildung 2. Koalitionsmöglichkeiten in einer Dreiergruppe 

    

Individuelle Entscheidung Eine relevante Koalition Zwei relevante Koalitionen Drei relevante Koalitionen 

 

Bildet sich eine Koalition, entscheiden zwei Subjekte über die Verteilung der Ressource, an-

statt, wie in der individuellen Entscheidung, ein Subjekt alleine. Darüber hinaus variiert zwi-

schen den Szenarien die Chance des später ausgeschlossenen Gruppenmitglieds, ex ante Teil 

der Koalition zu sein. Gibt es eine relevante Koalition, ist das dritte Subjekt mit Sicherheit nicht 

Teil der Koalition (Abbildung 2, zweite Darstellung von links). Die Ausschlusswahrscheinlich-

keit ist daher bereits zu Beginn der Verhandlungen 100 Prozent. Gibt es zwei relevante Koali-

tionen, hat das dritte Subjekt zu Beginn der Verhandlungen dieselbe Möglichkeit, eine Koali-

tion zu bilden, wie das andere Subjekt in der schwachen Verhandlungsposition (dritte Darstel-

lung von links). Die Ausschlusswahrscheinlichkeit liegt bei 50 Prozent. Gibt es drei relevante 

Koalitionen, hat jedes Subjekt dieselben Chancen die Koalition zu bilden und die Ausschluss-

wahrscheinlichkeit liegt vor den Verhandlungen bei 33 Prozent (vierte Darstellung von links).  
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Die beschriebenen Unterschiede wirken sich auf die Verhandlungsmacht und die Verantwort-

lichkeit der Subjekte für die Verteilungsentscheidung aus. In der individuellen Entscheidung 

trägt das entscheidungsfähige Subjekt die volle Verantwortung, während die zwei anderen Sub-

jekte keinen Einfluss auf die Verteilungsentscheidung haben und dadurch auch keine Verant-

wortung dafür tragen können. Gibt es eine relevante Koalition, teilen sich die koalierenden 

Subjekte die Entscheidungsmacht und dadurch auch die Verantwortung für die Verteilungsent-

scheidung. Gibt es zwei oder drei relevante Koalitionen, kann das dritte Subjekt die Verhand-

lung in Abhängigkeit von der Verhandlungsposition beeinflussen und daher ebenso Verantwor-

tung für den Ausgang der Koalitionsverhandlungen zugeschrieben bekommen. War das Subjekt 

außerhalb der Koalition während der Verhandlung zu wenig kompromissbereit oder hat zu 

lange gezögert, ist dieses für das Ergebnis mitverantwortlich. Die Verantwortung steigt mit der 

initialen Verhandlungsmacht, da der Einfluss auf die Entscheidung umso größer ist, je stärker 

die initiale Verhandlungsmacht ist.  

Verantwortung hat in der Sozialpsychologie eine große Bedeutung für prosoziales Verhalten. 

Die systematische Erforschung des prosozialen Verhaltens wurde in der Sozialpsychologie 

Mitte der 1960er Jahre durch die Beobachtung initiiert, dass Menschen in einer Notsituation 

seltener Hilfe leisten, wenn weitere Personen anwesend sind (Dovidio et al., 2006). Bereits 

frühe Studien zeigen, dass das Verantwortungsbewusstsein eine wichtige Rolle dabei spielt, ob 

Menschen prosozial handeln oder nicht (Darley & Latané, 1968). Ein zentrales Ergebnis des 

Forschungsfelds ist, dass die Wahrscheinlichkeit, dass Menschen prosozial handeln, stark nach-

lässt, je mehr andere Personen in einer Entscheidungssituation präsent sind (Latané & Darley, 

1970; Latané & Rodin, 1969). Das Ergebnis wird in erster Linie auf die Diffusion der Verant-

wortung zurückgeführt (Latané & Darley, 1976). Panchanathan et al. (2013) konnten dieses 

Ergebnis auch unter kontrollierten, anreizbasierten Laborbedingungen replizieren.  

Das Entscheidungsverhalten ist jedoch nicht nur weniger prosozial neben anderen Individuen, 

sondern ebenso, wenn Entscheidungen mit anderen Individuen getroffen werden. Vergleichs-

studien zwischen Individuen und Teams zeigen, dass Individuen, die kollektiv in Teams ent-

scheiden, eine klare Tendenz haben, weniger von verteilbaren Ressourcen abzugeben als ein-

zelne Individuen (für Überblicksartikel, siehe Charness & Sutter, 2012; Kugler et al., 2012). 

Dieser Effekt wird auch als Diskontinuitätseffekt bezeichnet. Empirische Befunde implizieren, 

dass der Mechanismus der Verantwortungsdiffusion auch für diesen Effekt hauptverantwortlich 

ist (El Zein et al., 2019). 
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Zudem können neben den Entscheidungsträgern auch die Rezipientinnen oder Rezipienten Ver-

antwortung tragen. Die Zuschreibung von Verantwortung ist bedingt durch das Bewusstsein, 

dass das Individuum anders hätte handeln können (Frith, 2014). Blount (1995) zeigt, dass in 

strukturierten, bilateralen Verhandlungen unfaire Angebote seltener abgelehnt werden, wenn 

sie von einem Computer oder einem dritten Individuum gemacht werden als von der eigentli-

chen Verhandlungspartnerin oder dem eigentlichen Verhandlungspartner. Wildschut et al. 

(2003) finden als eines der Hauptergebnisse ihrer Metastudie, dass der Diskontinuitätseffekt 

stärker ausgeprägt ist, je weniger das Verhalten der Rezipientinnen oder Rezipienten durch die 

Experimentalleiter eingeschränkt ist. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass Rezipientinnen o-

der Rezipienten, die mehr Handlungsfreiheiten haben, weniger Ressourcen in Verteilungsent-

scheidungen zugewiesen bekommen. 

Wie am Anfang dieses Abschnitts diskutiert, vermindert sich in Koalitionsentscheidungen die 

individuelle Verantwortung der Subjekte für die Verteilung im Vergleich zu Einzelentschei-

dungen und, je nach Szenario, erhöht sich die Verantwortung des später ausgeschlossenen Sub-

jekts für das Verhandlungsergebnis. Tatsächlich geben Versuchspersonen in Mehrheitsent-

scheidungen an, weniger Verantwortung für das Ergebnis zu empfinden als in Einzelentschei-

dungen (Nicolle et al., 2011). Als einer der Hauptgründe für den Einfluss der Verantwortungs-

diffusion auf das prosoziale Verhalten wird in der Sozialpsychologie die Reduktion der emp-

fundenen Reue und des empfundenen Stresses angeführt (El Zein et al., 2019). Übersetzt in die 

in Abschnitt 2.2 eingeführte Nutzenfunktion führt dies zu der Erwartung, dass der Parameter 

für die besser gestellte Ungleichheitsaversion, ɓi, mit abnehmender Verantwortung der Ent-

scheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger und mit zunehmender Verantwortung der Re-

zipientinnen und Rezipienten abnimmt.  

Dies führt insgesamt zu der Erwartung, dass unter den strukturellen Bedingungen von Koaliti-

onsverhandlungen die Ressourcenanteile dritter Individuen im Vergleich zu individuellen Ent-

scheidungen abnehmen. Die sozialpsychologischen Einflussfaktoren deuten weiters darauf hin, 

dass die Ressourcenanteile Dritter mit zunehmender Anzahl an relevanten Koalitionen abneh-

men. Die relative Verhandlungsmacht wirkt sich auf die Verteilung der Ressourcen zwischen 

den koalierenden Subjekten aus. Die Verantwortung des dritten Gruppenmitglieds wirkt sich 

auf die Verteilung zwischen Koalitionsmitgliedern und dritten Gruppenmitglied aus. Wäre letz-

teres nicht der Fall, muss die Verteilung zwischen Koalitionsverhandlungen mit einer und drei 

relevanten Koalitionen gleich sein, da die relative Verhandlungsmacht zwischen den koalieren-

den Subjekten in den beiden Szenarien gleich ist.  
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Ökonomische Ebene 

Aus einer ökonomischen Perspektive kann es rational sein, prosozial zu agieren, um den erwar-

teten Profit zu erhöhen. Zum Beispiel kann kooperatives Verhalten in einem sozialen Dilemma 

(Olson, 1965) zu einem besseren ökonomischen Ergebnis führen als unmittelbar eigennutzen-

maximierendes Verhalten. Ist das Ziel vor allem ökonomisch zu profitieren, kann prosoziales 

Verhalten daher auch ein strategisches Mittel sein. Das eigene prosoziale Verhalten hängt in 

diesem Fall stark von den Erwartungen über das Verhalten anderer ab. Typische Beispiele für 

prosoziale Motive, die auch eine strategische Komponente beinhalten, sind schwache Formen 

der Reziprozität (Fehr et al., 2002) oder bedingte Kooperation (Fischbacher et al., 2001). 

In Koalitionsverhandlungen ist der erwartete Profit von der Stabilität von Koalitionen abhängig. 

Theoretische Erkenntnisse über die Inkohärenz und mögliche Instabilität von Mehrheitsent-

scheidungen stellen einen wichtigen Initialpunkt der ökonomischen Theorien der Politikwis-

senschaft dar (Arrow, 1951; McKelvey, 1976). Wenn man von rein egoistischen Verteilungs-

präferenzen ausgeht, dann gibt es im DD-Spiel, wie in Abschnitt 2.1 diskutiert, keinen Kern, 

da jede mögliche Koalition durch eine andere Koalition geschlagen werden kann, die zwei der 

drei Subjekte besserstellt. Verhalten sich Menschen myopisch, kann daher davon ausgegangen 

werden, dass Koalitionen in kontinuierlichen Koalitionsverhandlungen instabil sind. Welche 

ökonomischen Konsequenzen hat aber die Instabilität auf die Gruppenmitglieder und wäre ein 

Individuum in einer stabilen Koalition bessergestellt? 

Angenommen zwei von drei rein eigeninteressierten Subjekten einigen sich in einem symme- 

trischen DD-Spiel mit drei relevanten Koalitionen zu einem Zeitpunkt t = 0 auf eine beliebige 

Verteilung y = (y0, r ï y0, 0). Die zwei Subjekte teilen die Ressourcen also unter sich auf und 

schließen das dritte Subjekt aus. Zu diesem Zeitpunkt hat das dritte Subjekt einen klaren Anreiz, 

eine neue Koalition zu bilden. Es könnte bspw. Subjekt 1 ein Angebot machen, dass dieses 

etwas besserstellt und sich selbst besserstellt (y0 + Ů, 0, r ï y0 ï Ů), wobei Epsilon hier für eine 

beliebig kleine Zahl steht, die gerade noch größer als null ist. Da das Angebot Subjekt 1 etwas 

besserstellt, nimmt ein eigennütziges und myopisches Subjekt dieses Angebot an. Genauso 

könnte Subjekt 1 jedoch Subjekt 3 ein Angebot machen, welches dieses etwas und sich selbst 

besserstellt (r ï Ů, 0, Ů). Subjekt 3 nimmt dieses Angebot ebenso an, wenn es eigennützig und 

myopisch handelt. Dieselben Argumente gelten für Angebote, die Subjekt 2 involvieren. Spiel-

theoretisch lässt sich die nächste Koalition und die nächste Verteilung nicht voraussagen. Klar 
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ist nur, dass das zukünftige dritte Subjekt von eigennützigen Subjekten von der Verteilung aus-

geschlossen und die Ressource unter den Koalitionsmitgliedern aufgeteilt wird. Unabhängig 

von der Einigung zu Zeitpunkt t = 1 gilt natürlich auch selbes für t = 2, 3, 4 und so fort. 

Diese Dynamik ist ein Beispiel für die theoretische Arbitrarität von kollektiven Entscheidun-

gen, aufgrund derer insbesondere Riker (1982) die normative Bedeutung von demokratischen 

Entscheidungen anzweifelte. Während in den Koalitionsverhandlungen keine Punktprognose 

möglich ist, lässt sich jedoch möglicherweise eine Voraussage für die durchschnittliche Vertei-

lung über einen längeren Zeitraum machen. Um dies zu illustrieren, wird ein simpler Algorith-

mus simuliert. Dieser startet mit einer zufälligen Verteilung, die die Ressource r = 1 zwischen 

Subjekt i und j aufteilt. Zum Zeitpunkt t gibt es vier Möglichkeiten. Subjekt k macht Subjekt i 

ein Angebot. Subjekt k macht Subjekt j ein Angebot. Subjekt i macht Subjekt k ein Angebot. 

Subjekt j macht Subjekt k ein Angebot. Welches Angebot als erstes gemacht wird, ist zufällig. 

Die Verteilung stellt die Empfängerin bzw. den Empfänger des Angebots gegenüber dem Sta-

tus-quo jeweils um Ů = 0.01 besser, weshalb es angenommen wird, und weist die restliche Res-

source der Senderin bzw. dem Sender zu. Wenn sich Subjekt i nicht mehr verbessern kann, weil 

dieses bereits 0.99 Anteile der Ressource hat, dann sind nur Angebote zwischen j und k relevant. 

Aufgrund des Gesetzes der großen Zahlen ist die durchschnittliche Verteilung in diesem Pro-

zess gleich (1/3, 1/3, 1/3), wenn ὰὭάO . Wenn die Verhandlungen nach diesem Prozess 1000-

mal simuliert werden, zeigen die Ergebnisse, dass die durchschnittliche Verteilung im Mittel 

nach 120 Runden auf die erste Kommastelle genau (1/3, 1/3, 1/3) ist. In 99 Prozent der Simu-

lationen gibt es nach 17 Runden kein Subjekt mehr, das durchschnittlich mehr als 1/2 verdient. 

Je strukturierter der simulierte Prozess, desto schneller nähert sich die Verteilung (1/3, 1/3, 1/3) 

an. Das Koalitionsmodell in Abschnitt 2.2 sagt unter der Annahme von rein eigeninteressierten 

Präferenzen voraus, dass sich von einem beliebigen Status-quo die zwei schlechter gestellten 

Subjekte einigen und die Ressourcen des am besten gestellten Subjekts gleich zwischen sich 

aufteilen. Im simulierten Prozess ist die durchschnittliche Verteilung im Mittel ab Runde 7 auf 

die erste Kommastelle genau (1/3, 1/3, 1/3).10 In 99 Prozent der Fälle gibt es nach der zweiten 

Runde kein einzelnes Subjekt mehr, das durchschnittlich mehr als 1/2 verdient. Mit prosozialen 

 
10  Folgen die Koalitionsverhandlungen diesem Prozess, ist zu Zeitpunkt t die höchste Auszahlung gleich 

ρ ρ ς ὶ ώ, die zweithöchste Auszahlung gleich ρ ρ ς ὶ ρ ς ώ 

und die Auszahlung des dritten Subjekts gleich 0. Wenn ὰὭάO, dann konvergiert die höchste Auszahlung 

gegen 2/3 und die zweithöchste gegen 1/3. Die Verteilung konvergiert gegen die Folge (2/3, 1/3, 0),                     

(0, 2/3, 1/3), (1/3, 0, 2/3). 
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Präferenzen kann dies sogar noch schneller der Fall sein. Gilt für zumindest zwei der drei Sub-

jekte 2/3 < ɓi, dann ist die Verteilung (1/3, 1/3, 1/3) bereits ab der ersten Runde stabil. 

Die Strategie, myopisch zu handeln, führt somit zu der Erwartung, im Durchschnitt ein Drittel 

von der Ressource in den Koalitionsverhandlungen zu erhalten. Je analytischer ein Subjekt ist, 

desto eher ist diese Entwicklung evident. Noch klarer ist zu erkennen, dass langfristig kein 

einzelnes Subjekt mehr als die Hälfte der Ressource erhält, wenn jedes Subjekt ein myopisches 

Strategieprofil wählt. Die Frage ist nun, ob es für ein Subjekt, welches diese Dynamik durch-

schaut, eine Strategie gibt, die dieses langfristig besser als 1/3r stellt. Prinzipiell wäre dafür jede 

stabile Einigung interessant, bei der beide koalierenden Subjekte langfristig mehr als ein Drittel 

der Ressource erhalten. 

Ein Kandidat dafür ist die āTit-for-tató-Strategie. Die auf dem Prinzip der Reziprozität aufbau-

ende Strategie wurde im Kontext von iterierten Gefangenendilemmata bekannt (Axelrod, 

1984). In einem Gefangenendilemma zwischen zwei Subjekten wird das soziale Optimum er-

reicht, wenn beide Subjekte kooperieren. Die individuelle Auszahlung ist für beide Subjekte 

geringer, wenn beide Subjekte defektieren. Da die Subjekte ihre individuelle Auszahlung je-

doch kurzfristig erhöhen, wenn sie defektieren, unabhängig davon, ob das andere Subjekt ko-

operiert oder defektiert, ist die spieltheoretische Voraussage, dass beide Subjekte defektieren. 

Diese Strategie wird hier als myopisch-rationale Strategie bezeichnet. Die āTit-for-tató-Strate-

gie beschreibt hingegen ein Strategieprofil, in dem ein Subjekt kooperiert, wenn das andere 

Subjekt kooperiert, und defektiert, wenn das andere Subjekt defektiert. Die Prinzipien der 

schwachen Reziprozität (Fehr & Fischbacher, 2002) und der bedingten Kooperation 

(Fischbacher et al., 2001), die das eigene kooperative Verhalten vom Verhalten des anderen 

Subjekts abhängig macht, folgen derselben Logik. Axelrod (1984) konnte in einem Turnier 

verschiedener Strategieprofile zeigen, dass die āTit-for-tató-Strategie im wiederholten Gefan-

genendilemma finanziell erfolgreicher ist als eine rein myopische Strategie. Proto et al. (2019) 

konnten zeigen, dass intelligentere Subjekte diese Strategie eher verfolgen und dadurch signi-

fikant höhere Einkommen erzielen. 

Unter bestimmten Bedingungen kann die āTit-for-tató-Strategie auch in Koalitionsverhandlun-

gen erfolgreich sein. Von einem Status-quo (1/3r, 1/3r, 1/3r), den man aufgrund der langfristi-

gen Verteilung annehmen kann, einigen sich zwei rein eigeninteressierte Subjekte laut dem 

Modell aus Abschnitt 2.2 auf die Verteilung (1/2r, 1/2r, 0). Myopisches Verhalten kann nun als 

defektieren und der Verbleib bei der Verteilung (1/2r, 1/2r, 0) als kooperieren definiert werden. 

Die āTit-for-tató-Strategie entspricht dann folgender Strategie: Ein Subjekt verbleibt solange in  
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einer Koalition mit der Verteilung (1/2r, 1/2r, 0), solange das andere Koalitionsmitglied die 

Koalition ebenfalls nicht verlässt; ansonsten verhält es sich myopisch. Es ist leicht zu erkennen, 

dass zwei koalierende Subjekte mit diesem Strategieprofil langfristig eine höhere Auszahlung 

erhalten, da sie beide die Koalition mit der Verteilung (1/2r, 1/2r, 0) nicht aufgeben, selbst 

wenn sie ein kurzfristig besseres Angebot vom dritten Subjekt erhalten. Langfristig erhalten 

beide Subjekte mit dieser Strategie daher die Hälfte anstatt nur ein Drittel der Ressource.  

Ob ein Subjekt eine āTit-for-tató-Strategie in Koalitionsverhandlungen verfolgt, hängt davon 

ab, wie analytisch dieses selbst ist, und als wie analytisch es die anderen Subjekte einschätzt. 

Je stärker diese Faktoren ausgeprägt sind, desto eher wird es die āTit-for-tató-Strategie anwen-

den. Nur ein Subjekt, welches die langfristige Dynamik von Koalitionsverhandlungen erkennt, 

versteht, dass der langfristige Gewinn durch eine bilaterale Kooperation größer ist. Ebenso 

macht es nur Sinn, eine Koalition, die sich auf die Verteilung (1/2r, 1/2r, 0) einigt, nicht zu 

verlassen, wenn erwartet wird, dass das andere Koalitionsmitglied die Koalition ebenfalls nicht 

verlässt. Zusätzlich müssen zukünftige Auszahlungen hinreichend wichtig für das Subjekt sein, 

das heißt, das Subjekt darf zukünftige Einkommen nicht zu stark diskontieren. Sind diese Kri-

terien erfüllt, dann erzeugt kooperierendes, prosoziales Verhalten gegenüber der Koalitions-

partnerin bzw. dem Koalitionspartner aus theoretischer Sicht langfristig einen finanziellen Vor-

teil in kontinuierlichen Koalitionsverhandlungen.  

Soziale Ebene 

Soziale Faktoren beeinflussen das prosoziale Verhalten durch die geltenden Verteilungsnor-

men. Soziale Normen sind als Verhaltensstandards definiert, die auf weit verbreiteten Überzeu-

gungen darüber beruhen, wie sich einzelne Gruppenmitglieder in einer bestimmten Situation 

verhalten sollten (Elster, 1989; Horne, 2005). Normverletzendes Verhalten kann soziale und 

ökonomische Nachteile nach sich ziehen, weil es von den Gruppenmitgliedern bestraft wird. 

Koalitionsverhandlungen finden in der Regel zwischen zwei oder mehr Subjekten in einer 

Gruppe von drei oder mehr Mitgliedern statt. In Koalitionsverhandlungen kann normverletzen-

des Verhalten daher durch Ausschluss aus der Koalition bestraft werden. Insofern nehmen Ver-

teilungsnormen in Koalitionsverhandlungen einen wesentlich wichtigeren Platz ein als in indi-

viduellen Entscheidungen.  

Die vier wichtigsten Verteilungsnormen beruhen auf dem Gleichheitsprinzip, dem Bedarfsprin-

zip, dem Leistungsprinzip und dem Anrechtsprinzip (Liebig & Sauer, 2016). Je höher die Leis-

tung, der Bedarf, oder das Anrecht des Gegenübers angesehen werden, desto höher müssen 



28 

theoretisch die Zuteilungen zu diesem Subjekt sein. Grundbedingung für die Anwendung des 

Bedarfs-, Leistungs- und Anrechtsprinzip sind jedoch Informationen über die relevanten Di-

mensionen. Ohne die notwendigen Informationen über individuelle Bedarfe, Leistungen oder 

Anrechte können diese drei Verteilungsprinzipien nicht angewandt werden. Wenn notwendige 

Informationen fehlen, um andere Verteilungsnormen anzuwenden, wird auf die Gleichheits-

norm zurückgegriffen (D. Miller, 1999). In den bisherigen Überlegungen wurde daher implizit 

vom Gleichheitsprinzip als geltende Verteilungsnorm in Koalitionsverhandlungen ausgegan-

gen, weil weitere Informationen über die Verteilungskriterien nicht berücksichtigt wurden.  

Um das Gleichheitsprinzip einem anderen Verteilungsprinzip gegenüber zu stellen, fokussiert 

diese Arbeit auf das Bedarfsprinzip. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Verteilungs-

normen sticht das Bedarfsprinzip aus drei Gründen hervor. Erstens wurde das Bedarfsprinzip 

als primäres Verteilungsprinzip vorgeschlagen, um die soziale Wohlfahrt und die Arbeit von 

Demokratien zu bewerten, da dieses im Vergleich zu alternativen Kriterien (bspw. Bruttoin-

landsprodukt) aussagekräftiger ist (Oppenheimer & Frohlich, 2009). Zweitens konnten bereits 

frühe politikwissenschaftliche Experimente zeigen, dass Versuchspersonen hinter dem Schleier 

des Nicht-Wissens weder nach Harsanyi (1953, 1955) bevorzugen, die Effizienz in Gruppen zu 

maximieren, noch nach Rawls (1971), die Ungleichheit zu minimieren. Stattdessen weisen die 

Versuchspersonen jedem Mitglied der Gruppe einen Mindestanteil zu und maximieren darüber 

hinaus die Effizienz (Frohlich & Oppenheimer, 1992). Evidenz für diese Verteilungspräferenz 

konnte repliziert werden (Traub et al., 2005) und wurde später als Präferenz für bedarfsgerechte 

Verteilungen interpretiert (Brock, 2005, 2013). Zudem geben Umfrageteilnehmende an, dass 

das Bedarfsprinzip noch vor dem Gleichheitsprinzip das wichtigste Kriterium ist, um eine faire 

Verteilung von Ressourcen in der Gesellschaft zu gewährleisten (Hülle et al., 2018). Drittens 

gibt es im Gegensatz zu anderen Verteilungsprinzipien bisher keine gesicherte empirische Evi-

denz, in welcher Form heterogen ausgeprägte Bedarfe in Verteilungsentscheidungen berück-

sichtigt werden. 

Um weiter vom Bedarfsprinzip sprechen zu können, gilt es zunächst, die Definition von Be-

darfsgerechtigkeit zu klären. Bedarfe sind grundsätzlich als ein monetäres Erfordernis definiert, 

welches für die Erfüllung eines Bedürfnisses erforderlich ist. Für das Bedarfsprinzip sind all 

jene Bed¿rfnisse relevant, die im jeweiligen Kontext sozial als ānotwendigó anerkannt werden 

(Kittel, 2020). Von einer bedarfsgerechten Verteilung kann gesprochen werden, wenn sie die 

Grundbedürfnisse aller Gruppenmitglieder erfüllt (Konow, 2001). 
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Grundbedürfnisse zu bestimmen ist allerdings nicht trivial, da es keine allgemeingültige Regel 

gibt, welche Bedarfe notwendig sind und welche nicht (Dean, 2010). Doyal & Gough (1991) 

gehen insbesondere auf die biologischen Grundbedürfnisse ein. Um die Frage der Notwendig-

keit näher beantworten zu können, hat sich in der philosophischen Literatur jedoch auch der 

Zusatz ānotwendig f¿r ein menschenw¿rdiges Lebenó entwickelt (Reader, 2006), welche auch 

soziale Bedürfnisse miteinschließt. Eine breitere Auflistung an Bedarfen im Sinne des āCapab-

ilitiesó-Ansatzes (Nussbaum, 2011) wurde im UN Human Development Index entwickelt, wel-

cher unterschiedliche Grundbedürfnisse zusammenfasst. Auf diesen beziehen sich auch Froh-

lich und Oppenheimer (2009), wenn sie von Bedarfsgerechtigkeit sprechen. 

Informationen über Bedarfe sind notwendig, weil sie zwischen Menschen meist unterschiedlich 

hoch ausgeprägt sind. Wenn man bspw. an Menschen mit körperlicher Behinderung denkt, so 

können deren finanzielle Aufwendungen für Mobilität deutlich höher sein als für Menschen 

ohne körperliche Behinderung. Nach dem Bedarfsprinzip wird in den meisten westlichen Staa-

ten gewährleistet, dass alle öffentlichen Einrichtungen und Gebäude auch für Menschen mit 

körperlicher Behinderung zugänglich sind. Ebenso werden bspw. behindertengerechte Kraft-

fahrzeuge vom Staat gefördert. Die Zuwendung zu heterogenen Bedarfen führt daher zu einer 

ungleichen Ressourcenverteilung. Dies kann zu einem Konflikt zwischen Bedarfsprinzip und 

Gleichheitsprinzip führen, welche in einer Verteilungsentscheidung nicht gemeinsam erfüllt 

werden können.  

Voraussetzung für die Anwendung des Bedarfsprinzips ist die Information darüber, wie hoch 

die individuellen Bedarfe sind. Die Höhe des Bedarfs wird im Folgenden abstrakt als āBedarfs-

schwelleó bezeichnet. Ist die Bedarfsschwelle erfüllt, wird somit das als sozial notwendig aner-

kannte Bedürfnis befriedigt. Werden die Bedarfsschwellen aller Subjekte in der Gruppe erfüllt, 

ist die Verteilung bedarfsgerecht. Beeinflusst nun das Bedarfsprinzip die Verteilungsentschei-

dung einer Koalition, muss sich die Verteilung entsprechend der Bedarfsschwellen ändern. Ist 

in einer Koalitionsverhandlung die abstrakte Bedarfsschwelle eines Subjekts in einer Situation 

gleich 0.40r und in der anderen Situation gleich 0.05r, kann entsprechend des Bedarfsprinzips 

erwartet werden, dass das Subjekt in der ersten Situation einen höheren Anteil an der Ressource 

erhält als in der zweiten. Die Verteilung der Bedarfsschwellen hat somit theoretisch einen Ein-

fluss auf das prosoziale Verhalten, welches wir in den Koalitionsentscheidungen beobachten 

können. Es gilt aber zu beachten, dass sich die zweite Bedarfsschwelle in einer Gruppe von drei 

Subjekten nicht mit der Verteilung (0.33r, 0.33r, 0.33r) vereinbaren lässt, wodurch die Vertei-

lung nicht gleichzeitig bedarfsgerecht und gleichverteilt sein kann. Es ist daher eine empirische 
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Frage, ob Ressourcen in Koalitionsverhandlungen eher gleichverteilt oder bedarfsgerecht ver-

teilt werden. Im folgenden Abschnitt wird daher der methodische Zugang zu dieser Frage und 

denen der vorangegangenen Abschnitte beschrieben. 
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3. Methodischer Zugang 

Vor dem Hintergrund unterschiedlicher institutioneller Rahmenbedingungen, verstrickter Ein-

zelinteressen und der Komplexität von sozialen Präferenzen ist es in alltäglichen Koalitions-

verhandlungen schwierig - wenn nicht unmöglich - das Verhalten verschiedener Individuen 

umfassend nachzuvollziehen. Um mit einem hohen Maß an interner Validität die kausalen Ef-

fekte der einzelnen Faktoren herauszuarbeiten, werden diese daher in Laborexperimenten un-

tersucht. In dieser Arbeit sollen Verteilungsentscheidungen unter kontrollierten Bedingungen 

mittels experimenteller Evidenz zunächst im Labor besser verstanden werden.  

Grundsätzlich machen sich sozialwissenschaftliche Experimente drei Instrumente zu Nutze, um 

kausale Zusammenhänge festzustellen: Kontrolle, Randomisierung und monetäre Anreize 

(Fréchette & Schotter, 2015; Kubbe, 2016; Morton & Williams, 2010; Schram & Ule, 2019; 

Webster & Sell, 2014).11 In einem idealen experimentellen Forschungsdesign sind alle Input- 

und Output-Variablen festgelegt und die Input-Variablen werden kontrolliert variiert. Dadurch 

kann bei Beobachtung eines Unterschieds der Output-Variable kausal auf den Einfluss der In-

put-Variable geschlossen werden. Die unterschiedlichen Eigenschaften und Einstellungen der 

Teilnehmenden werden durch einen zufallsgenerierten Zuweisungsmechanismus zur Experi-

mental- und Kontrollgruppe kontrolliert, wodurch sich bei einer ausreichend großen Fallzahl 

die Verteilung aller Attribute zwischen den Versuchsanordnungen im Durchschnitt ausgleicht. 

Zusätzlich sorgen die monetären Anreize für reale Konsequenzen der Verteilungsentscheidun-

gen, wodurch man sich nicht auf den Wahrheitsgehalt von Meinungen oder Verhaltensangaben 

in hypothetischen Szenarien verlassen muss.12 

In allen vier Beiträgen der Dissertation geht es in den Experimenten darum, in Dreiergruppen 

eine gegebene Ressource unter den Gruppenmitgliedern aufzuteilen (vgl. DD-Spiel, Abschnitt 

2). Die Verteilungsentscheidung kann dabei immer durch eine Koalition in Form einer einfa-

chen Mehrheit, also durch zwei von drei Individuen, getroffen werden. Studie 1 vergleicht in-

dividuelle Verteilungsentscheidungen mit Verteilungsentscheidungen in der sogenannten 2er-

Linie (eine relevante Koalition). Studie 2 vergleicht die 3er-Linie (zwei relevante Koalitionen) 

mit dem Dreieck (drei relevante Koalitionen). Studie 3 betrachtet kontinuierliche Koalitions-

entscheidungen von Dreiergruppen (drei relevante Koalitionen, in welchen Angebote auch für 

 
11  Eine weiteres Instrument, die Täuschung von Teilnehmenden, die teilweise in den sozialpsychologischen Ex-

perimenten angewendet wird (Kubbe, 2016), kommt in dieser Arbeit nicht zur Anwendung.  
12  Übersichten zu Experimenten in den Sozialwissenschaften finden sich in Druckman et al. (2006, 2011), Kagel 

& Roth (2016), Kittel et al. (2012) oder Palfrey (2009). 
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Dritte ersichtlich sind). Letztlich implementiert Studie 4 Bedarfsschwellen in Koalitionsver-

handlungen in der 3er-Linie. Das experimentelle Design der vier Studien unterscheidet sich im 

Hinblick auf die jeweilige Forschungsfrage. 

Der erste Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, wie soziale Präferenzen in einer bilateralen 

Verhandlung zusammenwirken, wenn eine vorbestimmte Dyade die verfügbaren Ressourcen 

auf drei Individuen aufteilt. Dazu wird die Anzahl der entscheidenden Individuen variiert und 

Prosozialität sowohl individuell als auch in Mehrheitsentscheidungen von zwei Koalitionsmit-

gliedern gemessen. Das dritte Gruppenmitglied hat in der ersten Studie keinerlei Einfluss auf 

die Entscheidung und kann als passives Individuum nur darauf hoffen, dass ihn die Verhand-

lungspartnerinnen und Verhandlungspartner in die Verteilung inkludieren. In der ersten Studie 

kann somit untersucht werden, wie sich die wahrgenommene Verantwortung der multiplen Ent-

scheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in den bilateralen Koalitionsverhandlungen im 

Vergleich zu Einzelentscheidungen auswirkt. 

Im zweiten Beitrag geht es um die Auswirkung der Verteilung der Verhandlungsmacht auf die 

Koalitionsentscheidungen. Dazu werden die Verteilungsentscheidungen von Koalitionen in 

zwei unterschiedlichen Interaktionsstrukturen verglichen. Während in einer Versuchsanord-

nung alle drei Gruppenmitglieder die Möglichkeit haben, jeweils bilateral zu verhandeln und 

eine Mehrheit zu bilden, hat in der anderen Anordnung nur ein Gruppenmitglied die Möglich-

keit, eine Koalition mit einem der beiden anderen Gruppenmitglieder zu bilden. In der ersten 

Versuchsanordnung ist die Verhandlungsmacht daher gleich verteilt, während in der zweiten 

die Verhandlungsmacht des zentralen Gruppenmitglieds höher ist als die der peripheren Indi-

viduen. Somit kann auch die Auswirkung der zuschreibbaren Verantwortung des initial gleich 

starken oder schwächeren und später ausgeschlossenen Gruppenmitglieds auf dessen Anteil an 

der Ressource überprüft werden. Die Resultate von Studie 2 können mit jenen von Studie 1 

verglichen werden, in welcher dem dritten Gruppenmitglied keine Verantwortung für das Er-

gebnis der Koalitionsverhandlungen zugeschrieben werden kann, da dieses in der passiven 

Rolle keinen Einfluss auf die Entscheidung hat. 

Der dritte Beitrag geht auf die Verteilungsentscheidungen von Koalitionen und deren Stabilität 

ein. Dazu werden die Koalitionsverhandlungen als kontinuierlicher Prozess modelliert. Über 

einen vorgegebenen Zeitraum können die Versuchspersonen innerhalb der Gruppe in Echtzeit 

nach Belieben Koalitionen bilden, aufbrechen und mit dem anderen Gruppenmitglied eine neue 

Koalition eingehen. Zudem wird analysiert, welchen Einfluss die individuelle Prosozialität und 

kognitive Fähigkeiten der Koalitionsmitglieder auf die Entscheidung über die Verteilung haben. 
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Übergreifend kann in dieser Studie daher untersucht werden, ob Transfers zu den dritten Grup-

penmitgliedern in den kontinuierlichen Verhandlungen höher sind als in den einmaligen Koa-

litionsverhandlungen der ersten zwei Studien. 

Der vierte Beitrag schließt mit einer kritischen Betrachtung der den vorherigen Studien zugrun-

deliegenden normativen Verteilungskriterien ab. Unter einer ähnlichen Verhandlungsstruktur 

wie in Studie 2 wird überprüft, inwiefern die Ergebnisse standhalten, wenn neben Gleichheits-

norm auch die Bedarfsnorm in den Verteilungsentscheidungen angewendet werden kann. Die 

Bedarfe der Gruppenmitglieder werden in dem Experiment in Form von Schwellen operationa-

lisiert, die durch die Verteilung der Ressourcen erfüllt werden müssen, um in einem zweiten 

Teil des Experiments die Möglichkeit zu haben, weiteres Einkommen zu verdienen. Im Fokus 

der Studie steht die Frage, wie die Konkurrenz zwischen den Verteilungsprinzipien in den Ko-

alitionsverhandlungen aufgelöst wird, wenn die individuelle Bedarfshöhe innerhalb der Grup-

pen variiert.  

Einige zentrale Elemente der Experimente sind in allen vier Studien konstant gehalten. Unter 

anderem finden die Koalitionsverhandlungen in allen vier Studien über den Computer statt. Das 

bedeutet, den Versuchspersonen wird am Anfang des Experiments ein visuell von anderen ab-

getrennter Computerbildschirm zugewiesen. Die weiteren Instruktionen und Interaktionen im 

Experiment erfolgen anonym. Alle experimentellen Versuchsanordnungen sind mittels der 

Computersoftware z-tree (Fischbacher, 2007) programmiert und durchgeführt worden. Die 

Teilnehmenden sind in allen vier Studien Studierende der Universität, an welche das Labor 

angebunden ist, in dem das Experiment durchgeführt wurde.13 

Eine der wichtigsten Gemeinsamkeiten der experimentellen Untersuchungen ist die Art des 

Verhandlungsprotokolls. In allen vier Studien ist das Verhandlungsprotokoll unstrukturiert und 

nicht streng vorgegeben. Das bedeutet, dass die Individuen in den Verhandlungen frei entschei-

den können, wann und wie oft sie während der Verhandlung Angebote machen. Ebenso kann 

frei entschieden werden, wann ein Angebot angenommen wird. Die Verteilungsvorschläge wer-

den während der Verhandlungen in allen vier Studien allerdings rein numerisch und nicht verbal 

 
13  Eine Diskussion zu Studierenden als Versuchspersonen in Experimenten findet sich in Kapitel 8 von Morton 

und Williams (2010). Ein direkter, experimenteller Vergleich zwischen Studierenden und anderen Versuchs-

personen findet sich in Belot et al. (2015). Siehe auch Druckman et al. (2011) und Fréchette & Schotter (2015). 
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gemacht. Das bedeutet, ein Angebot enthält die vorgeschlagene Verteilung, jedoch keinen wei-

teren Begleittext. Weitere Kommunikation ist während der Experimente untersagt, um Störva-

riablen zu kontrollieren. 

Trotz einiger Gemeinsamkeiten stehen die Studien in ihrer Konzeption allerdings in erster Linie 

für sich allein.14 Die vier Studien sind interdisziplinär interpretiert, um den Einfluss sozialer 

Präferenzen auf die Koalitionsverhandlungen zu untersuchen. Studie 1 nimmt eine vergleichs-

weise verhaltensökonomische Perspektive auf bilaterale Verhandlungen ein. Studie 2 bezieht 

sich auf die soziologische Netzwerkaustauschtheorie. Studie 3 ist aus Sichtweise der politik-

wissenschaftlichen Literatur zur Stabilität von Mehrheitsentscheidungen argumentiert, wäh-

rend die Konzeption von Bedarfen in Studie 4 primär auf der philosophischen Literatur zu Ver-

teilungsgerechtigkeit aufbaut. 

 

  

 
14  Unterschiede zwischen den Experimenten finden sich bspw. hinsichtlich der Rundenanzahl oder den zusätzlich 

erhobenen Kontrollvariablen. Kausalitätsschlüsse der komparativen Ergebnisse sind daher nur eingeschränkt 

möglich, weshalb sich Abschnitt 8 auf einen deskriptiven Vergleich der Ergebnisse beschränkt. 
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